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Beschlüsse
der 59. öffentlichen Sitzung der
Stadtverordnetenversammlung 
der Landeshauptstadt Potsdam 

am 04.12.2002  

Ehrenbürgerschaft Herrn Siegward Sprotte
Vorlage: 02/SVV/0781

Verleihung der Ehrenbürgerschaft
für Herrn Siegward Sprotte

Leitentscheidung zum Neuen Quartier am Bahnhof
Vorlage: 02/SVV/0801

1. Die Fortführung des Bebauungsplans Nr. 37 B „Babelsberger
Straße“ ist auf der Grundlage der im Qualifizierten Verhand-
lungsverfahren zum „Neuen Quartier am Bahnhof“ entwickel-
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ten Konzeption des Büros Ferdinand Heide gemäß den Emp-
fehlungen des Vergabegremiums zu betreiben.

2. Die Ausprägung der Baukörper in den Zonen I und IV bedarf
einer Überarbeitung im weiteren Verfahren, die der besonde-
ren Lage im Stadtraum Rechnung trägt und die Sichtbezie-
hungen aus dem Park Babelsberg berücksichtigt.

3. Die prinzipielle Empfehlung des Vergabegremiums zur Erstel-
lung eines Masterplanes durch das Büro Ferdinand Heide wird
vorbehaltlich der Finanzierbarkeit außerhalb des Bauleitverfah-
rens mitgetragen. Dazu sind Gespräche  mit der Poolgesell-
schaft zu führen, mit  dem Ziel der Übernahme dieser Kosten.
Die über den Masterplan zu entwickelnden Qualifizierungen
sind über den Abschluss eines städtebaulichen Vertrages ver-
bindlich zu  machen.

Eingemeindungen
Vorlage: 02/SVV/0765

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, der Stadtverordnetenver-
sammlung bereits in der März-Sitzung 2003 ein Konzept vorzule-
gen, wie die Nachbargemeinden, die für eine Eingliederung in
Potsdam vorgesehen sind, möglichst reibungslos und für beide
Seiten verträglich in das politische Leben Potsdams eingebunden
werden können. 

Hierbei ist insbesondere die erforderliche Beteiligung und Mitwir-
kung der Stadtverordneten aufzuzeigen.

Verkehrsentwicklungskonzeption für Klein-Glienicke
Vorlage: 02/SVV/0768

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, der Stadtverordnetenver-
sammlung bis August 2003 ein Arbeitspapier vorzulegen, das als
Grundlage für die weitere Diskussion der Probleme des fließenden
und ruhenden Verkehrs in Klein-Glienicke unter Einbeziehung der
Bürger und der Straßenverkehrsbehörde dienen soll.

Des Weiteren ist der Kontakt mit der Fachhochschule Potsdam
herzustellen, damit das Angebot einer studentischen Projektarbeit
zum o. g. Problem wahrgenommen werden kann.

Wirtschaftsförderung verarbeitenden Gewerbes
Vorlage: 02/SVV/0777

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, Vorschläge für die Förde-
rung des verarbeitenden Gewerbes in Potsdam auf bereits vor-
handenen oder vorgenutzten Gewerbeflächen zusammenzutra-
gen. Dabei sind Modelle zu untersuchen, wie bezüglich des ange-
strebten Verwendungszweckes überteuerte Grundstückspreise im
Zuge von innovativen Vorteilsausgleichen oder auf andere Art ab-
gefedert werden können.

Die Förderung des verarbeitenden Gewerbes ist im zu überarbei-
tenden Wirtschaftsförderkonzept angemessen zu berücksichti-gen.

Rahmenkonzeption Bornstedt – Katharinenholzstraße –
hier: Baurechte im Teilgebiet Lendelallee
Vorlage: 02/SVV/0937

1. Die Verwaltung wird beauftragt, die erforderlichen Verfahrens-
schritte vorzubereiten, um für den in der Rahmenkonzeption
(DS 02/SVV/0119) als Teilgebiet V5 ausgewiesenen Bereich
Baurecht durch eine Festlegungs- und Entwicklungssatzung
nach § 34 Abs. 4 Ziffern 2. und 3. BauGB zu schaffen.

2. Dabei ist durch geeignete ergänzende Festsetzungen dafür zu
sorgen, dass Art und Maß der baulichen Nutzung der vorhan-
denen Bebauung und die Charakteristik eines Einfamilienhaus-
gebietes auf die ergänzend zu entwickelnden Grundstücke
übertragen werden.

3. Das Satzungsverfahren ist in die Priorität 2 der Prioritätenliste
für die Verbindliche Bauleitplanung einzuordnen, in Abhängig-
keit von der Bearbeitungskapazität schnellstmöglich in die
Priorität 1 zu übernehmen und nach Möglichkeit ohne Kosten
für eine externe Beauftragung durchzuführen.

Bürgerbeteiligung im Internet
Vorlage: 02/SVV/0853

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, die Möglichkeiten der Bür-
gerbeteiligung im Internet zu prüfen und zu erschließen.

Hierzu sind Vorschläge der kommunalen Spitzenverbände und aus
anderen Kommunen mit einzubeziehen, die u. a. auf eine Beteili-
gung der Bürgerinnen und Bürger bei der Bewertung von Gestal-
tungsvorschlägen insbesondere im Rahmen von Ausschreibungs-
verfahren abzielen.

Bis zum März 2003 ist dem Hauptausschuss ein Maßnahmenka-
talog vorzulegen.

Leitentscheidung zur Rahmenkonzeption Bornstedt/Katha-
rinenholzstraße und zum weiteren Bebauungsplanverfahren
Nr. 34 Katharinenholzstraße
Vorlage: 02/SVV/0865

1. Das Bebauungsplanverfahren Nr. 34 „Katharinenholzstraße“ ist
– ggf. in räumlich abgegrenzten Teilverfahren – auf der Grund-
lage der Ergebnisse  der Arbeitsgruppe Katharinenholzstraße
fortzuführen, in Orientierung an den planerischen Empfehlun-
gen der Machbarkeitsstudie zur Rahmenkonzeption Born-
stedt.

2. Dabei soll die städtebauliche Struktur der Bauflächenentwick-
lung durch ein Grundstücksmix entwickelt werden, der im
Hauptvolumen Grundstücke von 500 bis 700 m2 aufweist, die
eine individuelle Bebauung mit Einfamilienhäusern gestatten.

3. Die Anbindung der zu entwickelnden Baulandflächen an das
übergeordnete Straßennetz soll nur an zwei Stellen erfolgen, für
den östlichen Bereich zwischen den Gebäuden Potsdamer Stra-
ße 195 und 196, für den westlichen Bereich über die Planstraße
A, welche an die Amundsenstraße angebunden wird, in die
wiederum die Katharinenholzstraße untergeordnet einmündet.

4. Zwischen den östlichen Neubauflächen und dem Bestand an
der Potsdamer Str. bzw. Ribbeckstr. ist eine Stellplatzanlage für
bis zu 300 PKW und bis zu 10 Reisebusse einzuordnen und in
einer Weise zu gestalten, die der landschaftlichen Situation
durch einen hohen grüngestalterischen Anspruch gerecht wird.

5. Soweit die mit der Vorlage zur Rahmenkonzeption Bornstedt/
Katharinenholzstraße (DS 01/SVV/0826) vorgelegte Rahmen-
konzeption weitergehende Inhalte und Festlegungen, insbe-
sondere zur inneren Erschließung oder zur städtebaulichen
oder baulichen Gestaltung enthält, entfalten diese für die Neu-
baubereiche N 1 bis N 3 zunächst keine Wirksamkeit.

6. Bis zur Herbeiführung eines Beschlusses zur öffentlichen Aus-
legung des Bebauungsplans Nr. 34 „Katharinenholzstraße“
oder daraus herausgelöster Teile ist erneut die Arbeitsgruppe
Katharinenholzstraße zur Diskussion der städtebaulichen Qua-
lität der geplanten Bebauung anhand konkretisierter Planent-
würfe einzuberufen.

Fernbahnanschluss Potsdam Hbf.
Vorlage: 02/SVV/0899

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, an die Deutsche Bahn AG
heranzutreten und die Forderungen der Landeshauptstadt Pots-
dam nach Beibehaltung der wichtigsten hochwertigen Fernbahn-
anschlüsse von und nach Potsdam-Hauptbahnhof zu vertreten.
Dabei ist die Sicherung des ICE-Direktanschlusses Potsdam –



Magdeburg – Kassel – Frankfurt/M. – Mannheim – Stuttgart –
München, zweimal täglich (derzeit 6.06 Uhr und 12.06 Uhr) von
herausragender Bedeutung.

In dem neuen Fahrplan muss sichergestellt werden, dass jeder
Regional-Expresszug weiterhin in Potsdam Park Sanssouci hält
(vorgesehen ist ab 15.12.02, dass nur jeder 2. Zug hält).

Ausgestaltung bestehender und zukünftiger Städtepartner-
schaften
Vorlage: 02/SVV/0903

Der Oberbürgermeister wird beauftragt darauf hinzuwirken, dass
bei Treffen mit Vertretern der bestehenden Partnerstädte und bei
Vereinbarungen und künftigen Verträgen auch ökologische und
entwicklungspolitische Aspekte berücksichtigt werden und so ein
Erfahrungsaustausch darüber eingeleitet wird.

Dabei sollten von Potsdamer Seite u. a. Themen wie das Klima-
bündnis europäischer Städte und der Prozess zur Erarbeitung ei-
ner lokalen Agenda 21 sowie Aktivitäten im wissenschaftlichen
und universitären Bereich und von entwicklungs- und umweltpoli-
tisch engagierten Gruppen und Vereinen aufgegriffen und bei Zu-
sammenkünften Vertreter und Fachleute auf diesen Gebieten hin-
zugezogen werden.

B1-B2-Verbinder
Vorlage: 02/SVV/0905

Die Stadtverwaltung wird beauftragt zu prüfen, wie kurzfristig die
Aufnahme des B1-B2-Verbinders (Südbogen, Südspange) in den
Bundesverkehrswegeplan erreicht werden kann. Dazu sind Kon-
takte zu den Verkehrsministerien sowie Abgeordneten von Land
und Bund aufzunehmen. 

Der Stadtverordnetenversammlung ist im März 2003 zu berichten.

Theater- und Konzertverbund
Vorlage: 02/SVV/0908

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, in Verhandlungen mit dem
MWFK darauf hinzuwirken, die in der Anlage zum Vertrag über die
gemeinsame Einrichtung und Finanzierung eines Theater- und
Konzertverbundes vom 09.03.2001 geregelte Einbeziehung eines
in freier Trägerschaft gegründeten und betriebenen kammersym-
phonischen Ensembles in der Landeshauptstadt Potsdam (Kam-
merakademie Potsdam) durchzusetzen und die Anzahl die Zutei-
lungen der Konzerte im Nikolaisaal so festzusetzen, dass sie der
Anlage des Vertrages unter Punkt 9.3 entspricht (Abnehmer: Niko-
laisaal mit neuem kammerphilharmonischen Orchester ab Spielzeit
2001/2002). 

‘Tag von Potsdam’
Vorlage: 02/SVV/0910

Der Oberbürgermeister wird beauftragt, bis Januar 2003 einen
konkreten Vorschlag zu unterbreiten, wie und in welcher Form der
70. Jahrestag des „Tages von Potsdam“ in Verantwortung der
Stadt öffentlich gestaltet wird.

Ziel ist es dabei, eine kritische Auseinandersetzung mit diesem
historischen Ereignis und seinen Folgen zu führen sowie Schluss-
folgerungen für heute zu ziehen. Dabei sollen auch Veranstaltun-
gen und Initiativen von Einrichtungen und Trägern koordiniert und
unterstützt werden.

17. Juni 2003
Vorlage: 02/SVV/0911

Der Oberbürgermeister wird beauftragt dafür zu sorgen, dass der
50. Jahrestag des Volksaufstandes am 17. Juni 2003 in Potsdam
würdig begangen wird und Initiativen anderer Einrichtungen koor-
diniert bzw. unterstützt werden,  insbesondere durch die Bereit-
stellung von Räumen und bei Werbemaßnahmen (z. B. Veranstal-
tungsflyer).

Potsdamer Mitte
Vorlage: 02/SVV/0912

Eingedenk bereits gefasster Beschlüsse zur Potsdamer Mitte
(Grundsatzbeschluss vom 24.10.1990 und konkretisierender Be-
schlüsse wie u.a. 95/02931/1, 97/0494/1, 99/0782, 00/0278/1,
01/0751) sowie angesichts der Fertigstellung des Fortunaportals
und des Beginns der Arbeiten zur Freilegung des gesamten
Grundstückes des ehemaligen Stadtschlosses bekennt sich die
Stadtverordnetenversammlung nachdrücklich zur Wiedergewin-
nung der historischen Mitte der Stadt als eine Aufgabe hoher Prio-
rität für die heutige Generation.

In diesem Zusammenhang wird der Oberbürgermeister beauf-
tragt, mit der gebotenen Zügigkeit die Voraussetzungen für eine
erfolgreiche Entwicklung des gesamten Sanierungsgebietes
Potsdamer Mitte zu schaffen. Ausdrücklich einbezogen sind darin
die Vorbereitungen für einen späteren Aufbau des Stadtschlosses
auf dem originalen Grundriss unter weitestgehender Verwendung
der historischen Fassade und die Lösung der in diesem Zu-
sammenhang stehenden Probleme des fließenden und ruhenden
Verkehrs. 

Dem Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Wohnen und
dem Beirat Potsdamer Mitte ist in regelmäßigen Abständen zu be-
richten. Die Information und die Beteiligung der Öffentlichkeit ist
kontinuierlich fortzuführen.

Betreibervertrag/Auflösung des Eigenbetriebes Tierheim
Potsdam
Vorlage: 02/SVV/0928

1. Betreibervertrag zwischen der Landeshauptstadt Potsdam
und dem Tierschutzverein Potsdam und Umgebung e. V.

2. Mit Inkrafttreten des Betreibervertrages zwischen der Lan-
deshauptstadt Potsdam und dem Tierschutzverein und Um-
gebung e. V. wird der Eigenbetrieb Tierheim Potsdam aufge-
löst.

3. Bildung eines Tierheimbeirates.
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Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Potsdam hat in ihrer
Sitzung am 04.12.2002 folgende erste Änderung der Entgeltord-
nung für das Potsdam-Museum beschlossen:

1. Änderung der Entgeltordnung für das Potsdam-Museum 

Die Entgeltordnung für das Potsdam-Museum der Landeshaupt-
stadt Potsdam vom 10.12.2001 (ABl. Potsdam Nr. 14/2001 S. 25)
wird wie folgt geändert: 

Der § 1 erhält folgende neue Fassung:

§ 1 Eintrittspreise für Ausstellungen, Veranstaltungen und
Führungen

(1) Für Ausstellungen des Potsdam-Museums und seiner Bereiche
Naturkunde/Umwelt und Geschichte/Kunst sowie für Ausstellun-
gen im Alten Rathaus, im Kulturhaus Babelsberg und im Pavillon
auf der Freundschaftsinsel  werden folgende Eintrittspreise erho-
ben:

Kinder bis 12 Jahre frei
Jugendliche von 13 – 18 Jahre 50% Ermäßigung
Einzelkarte (pro Person und Ausstellungsbesuch) 2,50 EUR
Einzelkarte für Partner (mit gleicher Anschrift) 4,00 EUR
Tageskarte für Erwachsene (pro Person und Tag) 4,00 EUR
Tageskarte für Partner (mit gleicher Anschrift) 6,00 EUR
Vier-Monatskarte für Erwachsene (pro Person) 8,00 EUR
Vier-Monatskarte für Partner (mit gleicher Anschrift) 12,00 EUR
Jahreskarte für Erwachsene (pro Person) 20,00 EUR
Jahreskarte für Partner (mit gleicher Anschrift) 30,00 EUR

(2) Inhaber von gültigen Tages-, Viermonats- und Jahreskarten des
Museums (M-CARD) haben zu den Ausstellungen des Potsdam-
Museums und des Alten Rathauses, im Kulturhaus Babelsberg
und im Pavillon auf der Freundschaftsinsel freien Eintritt. Tageskar-
ten gelten für 24 Stunden. Viermonats-  bzw. Jahreskarten gelten
für vier Monate bzw. für ein Jahr ab Datum der Ausstellung. 
Alle Zeitkarten werden personengebunden ausgestellt und sind
nicht übertragbar.

(3) Nach Einführung einer einkommensorientierten Staffelung von
Entgelten und Gebühren ausgewählter Einrichtungen und Dienst-
leistungen der Stadt wird die Jahreskarte in 10 %-Stufen ermäßigt.
Die maximale Ermäßigung beträgt 50%.

(4) Zu besonderen Anlässen oder festen Stunden und Tagen gilt
ein Sonder-Eintrittspreis  für die Einzelkarte (pro Person und Aus-
stellungsbesuch). Das Mindestentgelt beträgt 1 EUR (Kinder bis
12 Jahre frei). Der Eintrittspreis ist   öffentlich auszuweisen. 
Die Festlegung trifft der/die Leiter/in des zuständigen Fachbe-
reichs.

(5) Je nach Zielgruppe, nach Ort oder besonderem Charakter der 
Ausstellung (z. B. „Gedenkstätten-Ausstellung oder „Sonderaus-

stellung“) können für die Dauer der Ausstellung besondere Ein-
trittspreise für Einzelkarten gelten, die von der Höhe nach Absatz 1
um bis zu 40 % abweichen. Das Mindestentgelt beträgt 1 EUR
(Kinder bis 12 Jahre frei). Die Eintrittspreise sind öffentlich auszu-
weisen. 
Die Festlegung trifft der/die Leiter/in des zuständigen  Fachbe-
reichs.

(6) Bei Sonderausstellungen, deren Eintrittspreise für Einzelkarten
erhöht sind, zahlen Inhaber von Tages, Viermonats- oder Jahres-
karten einen Zuschlag von 1 EUR.

(7) Werden Eintrittskarten durch Kooperationspartner oder touristi-
sche Dienstleister im Kontingent ab 10 Karten erworben, reduziert
sich der Eintrittspreis je Karte um bis zu 25 %. Das Mindestentgelt
beträgt 1 EUR (Kinder bis 12 Jahre frei).

(8) Führungen durch Ausstellungen kosten pro Person den jeweili-
gen Eintrittspreis zuzüglich den Eintrittspreis einer Einzelkarte für
Erwachsene, bei Kindern bis 12 Jahre und Jugendlichen von 13 –
18 Jahre den für Jugendliche nach Absatz 1. 
Dies betrifft  Führungen ohne Voranmeldung.

(9) Gruppenermäßigung gibt es nur bei rechtzeitig angemeldeten
Führungen; die Mindestzahl beträgt sechs Personen. Das Entgelt
der Führung gemäß Absatz 8 reduziert sich um 20 % pro Person. 

(10) Die Entgelte für Veranstaltungen und Vorträge des Potsdam-
Museums sowie des Alten Rathauses folgen den aktuellen Bil-
dungsentgelten der Volkshochschule Potsdam. Sie sind öffentlich
auszuweisen. Jahreskarten-Inhaber (VHS- oder M-CARD, auch
gültige Jahreskarten-Inhaber der Stadt- und Landesbibliothek) er-
halten eine 25 %-ige Ermäßigung, sofern das ausgewiesene Ent-
gelt nicht bereits ermäßigt ist.

(11) In Verbindung mit der entgeltpflichtigen Teilnahme an Veran-
staltungen und Vorträgen reduziert sich der Eintrittspreis für den
Ausstellungsbesuch (am gleichen Tag) um 20 %. Das Mindestent-
gelt beträgt 1 EUR (Kinder bis 12 Jahre frei).

2. In-Kraft-Treten

Die erste Änderung der Entgeltordnung für das Potsdam-Museum
tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Potsdam, den 12.12.2002

Birgit Müller Jann Jakobs
Vorsitzende der Oberbürgermeister
Stadtverordnetenversammlung
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Erste Änderung der Entgeltordnung für das Potsdam-Museum 
der Landeshauptstadt Potsdam vom 12.12.2002

Satzung über die Abfallentsorgung der Landeshauptstadt Potsdam
(Abfallentsorgungssatzung) vom 16.12.2002

Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Pots-
dam hat in ihrer Sitzung am 04.12.2002 folgende Satzung be-
schlossen:

Rechtsgrundlagen:

1. § 5 der Gemeindeordnung (GO) für das Land Brandenburg in
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001
(GVBl. I, S 154), zuletzt geändert durch Gesetz vom
18.12.2001 (GVBl. I, S. 298),

2. § 8 des Brandenburgischen Abfallgesetzes (BbgAbfG) vom

06. Juni 1997 (GVBl. I S. 40), zuletzt geändert durch Gesetz
vom 28. Juni 2000 (GVBl. I , S. 90, 99),

3. Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung
der umweltverträglichen Beseitigung von Abfällen (KrW-/AbfG)
vom 27. September 1994 (BGBl. I S. 2705), zuletzt geändert
durch Artikel 69, des Gesetzes vom 21. August 2002 (BGBl. I,
Nr. 60, S. 3322),

4. Verordnung über die Entsorgung von gewerblichen Siedlungs-
abfällen und von bestimmten Bau- und Abbruchabfällen 
(GewAbfV) vom 19. Juni 2002 (BGBl. I, S. 1938),



5. Verordnung zur Einführung der Geräte- und Maschinenlärm-
schutzverordnung (Geräte- und Maschinenlärmschutzverord-
nung – 32. BImSchV) vom 29. August 2002 (BGBl. I, S. 3478)

INHALTSVERZEICHNIS

I. Abschnitt: Allgemeine Bedingungen

§ 1 Grundsätze
§ 2 Aufgaben der Abfallentsorgung
§ 3 Anschluss- und Benutzungszwang
§ 4 Abfallvermeidung
§ 5 Abfalltrennung
§ 6 Ausgeschlossene Abfälle

II. Abschnitt: Art und Weise der Entsorgung

§ 7 Schlämme aus der Reinigung kommunaler Abwässer
§ 8 Bau- und Abbruchabfälle
§ 9 Kompostierbare Abfälle
§ 10 Haushaltstypischer Schrott
§ 11 Elektrische und elektronische Haushaltsgeräte
§ 12 Sperrmüll
§ 13 Besonders überwachungsbedürftige Abfälle
§ 14 Altkleider und Altschuhe 
§ 15 Batterien
§ 16 Altpapier (Druckerzeugnisse etc.)
§ 17 Restabfall

III. Abschnitt: Vorschriften zu den Abfallbehältern

§ 18 Vorhaltung von Restabfallbehältern
§ 19 Häufigkeit und Zeit der Entleerung von Restabfallbe-

hältern
§ 20 Stand- bzw. Abholplatz der Restabfallbehälter
§ 21 Behandlung der Restabfallbehälter
§ 22 Nutzung der Rücknahmesysteme

IV. Abschnitt: Nebenbestimmungen

§ 23 Mitteilungs- und Auskunftspflicht
§ 24 Betretungsrecht
§ 25 Anfallzeitpunkt und Eigentumsübergang
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§ 27 Bekanntmachungen
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Anhang 1 Liste der gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 2 ausgeschlossenen
Abfälle

Anhang 2 Liste der gemäß § 6 Abs. 1 Nr. 4 ausgeschlossenen
Abfälle

I. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

§ 1
Grundsätze

(1) Die Landeshauptstadt Potsdam, nachfolgend Stadt genannt,
entsorgt die in ihrem Gebiet anfallenden und überlassenen Abfälle
im Rahmen der Gesetze nach Maßgabe dieser Satzung.

(2) Jeder soll durch sein Verhalten dazu beitragen, dass
– Abfälle vermieden,
– nicht vermeidbare Abfälle verwertet,
– nicht verwertbare Abfälle umweltverträglich beseitigt werden.

§ 2
Aufgaben der Abfallentsorgung

(1) Die Stadt betreibt die Abfallentsorgung im Rahmen ihrer Pflich-
ten nach dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-/AbfG)
und dem Brandenburgischen Abfallgesetz (BbgAbfG) als öffentli-
che Einrichtung.

(2) Die öffentliche Abfallentsorgung umfasst das Einsammeln, Be-
fördern, Behandeln und Lagern von Abfällen sowie Maßnahmen
zur Vermeidung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen.

(3) Die Stadt kann sich zur Erfüllung dieser Pflicht Dritter bedienen.
Die Auswahl erfolgt auf der Grundlage der Verdingungsordnung für
Leistungen – ausgenommen Bauleistungen – (VOL) und der fach-
lichen Eignung der Bieter, soweit die Aufgaben nicht von einer Ge-
sellschaft des privaten Rechts mit kommunaler Mehrheitsbeteili-
gung zu erfüllen sind. Der § 74 Gemeindeordnung (GO) ist zu be-
rücksichtigen. Die mit der Aufgabenwahrnehmung Beauftragten
werden bekanntgemacht.

(4) Die Stadt berät und informiert über Möglichkeiten der Vermei-
dung, Verwertung und Beseitigung von Abfällen. Die Erzeuger und
Besitzer von Abfällen aus anderen Herkunftsbereichen als privaten
Haushaltungen werden auf die Nutzung von hochwertigen Verwer-
tungsmöglichkeiten hingewiesen.

§ 3
Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt liegenden Grund-
stückes, auf dem Abfälle anfallen können, ist verpflichtet, sein
Grundstück an die öffentliche Abfallentsorgung anzuschließen (An-
schlusszwang). Der Anschlusszwang gilt auch für Kleingartenanla-
gen im Sinne des Bundeskleingartengesetzes und Erholungs-
grundstücke. Im Rahmen des Anschlusszwanges ist jeder Eigen-
tümer berechtigt, den Anschluss seines Grundstückes an die Ab-
fallentsorgung der Stadt zu verlangen (Anschlussrecht). Den
Grundstückseigentümern stehen andere zur Nutzung des Grund-
stückes bzw. der Gebäude dinglich Berechtigte, sowie in Fällen
ungeklärter Eigentumsverhältnisse die zur Verwaltung des Grund-
stückes Befugten, gleich. 

(2) Als Grundstück im Sinne dieser Satzung gilt jeder zusammen-
hängende Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Ein-
heit bildet, ohne Rücksicht auf die Grundbuch- oder Katasterbe-
zeichnung.

(3) Die Anschlusspflichtigen nach Abs. 1 und sowie alle anderen
Erzeuger und Besitzer von Abfällen, für die eine Überlassungs-
pflicht im Sinne des § 13 Abs. 1 KrW-/AbfG besteht (Benutzungs-
pflichtige), sind verpflichtet, die öffentliche Abfallentsorgung der
Stadt nach Maßgabe dieser Satzung zu benutzen (Benutzungs-
zwang). In diesem Rahmen sind sie zur Benutzung der öffentlichen
Abfallentsorgung berechtigt (Benutzungsrecht). 

(4) Der Anschlusspflichtige sowie der Benutzungspflichtige hat auf
dem Grundstück nach Maßgabe von § 13 Abs. 1 und § 14 KrW-/
AbfG alle Maßnahmen zu treffen bzw. zu dulden, die erforderlich
sind, um eine ordnungsgemäße öffentliche Abfallentsorgung si-
cherzustellen.

§ 4
Abfallvermeidung

(1) Jeder Benutzer der öffentlichen Abfallentsorgung der Stadt hat
die Menge der bei ihm anfallenden Abfälle und ihren Schadstoffge-
halt so gering wie nach den Umständen möglich und zumutbar zu
halten.

(2) Die Stadt wirkt bei der Gestaltung von Arbeitsabläufen in ihren
Dienststellen, Einrichtungen, Unternehmen und der Erfüllung ihrer
Aufgaben, insbesondere im Beschaffungs- und Auftragsvergabe-
wesen sowie bei Bauvorhaben darauf hin, dass möglichst wenig
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und möglichst schadstoffarmer Abfall entsteht und die Wiederver-
wendung und Wiederverwertung gefördert wird.
Es sind insbesondere solche Erzeugnisse zu wählen, die 

1. sich durch Langlebigkeit, Reparaturfreundlichkeit und Wieder-
verwendbarkeit oder Wiederverwertbarkeit auszeichnen,

2. im Vergleich zu anderen Erzeugnissen zu weniger oder zu ent-
sorgungsfreundlicheren Abfällen führen oder 

3. aus Abfällen hergestellt worden sind.

(3) Die Stadt wirkt darauf hin, dass bei Veranstaltungen in ihren
Einrichtungen und auf ihren Grundstücken einschließlich öffent-
licher Verkehrsflächen Speisen und Getränke nur in wiederver-
wendbaren, ggf. pfandpflichtigen Behältnissen und mit wiederver-
wendbaren Bestecken abgegeben werden, soweit nicht Gründe
der öffentlichen Sicherheit oder Ordnung entgegenstehen. Dies gilt
auch für Märkte.

§ 5
Abfalltrennung

(1) Um eine Abfallverwertung zu ermöglichen, sind folgende Stoffe
vom Benutzungspflichtigen getrennt bereitzustellen und der Stadt
nach Maßgabe dieser Satzung zu überlassen:

1. Schlämme aus der Reinigung kommunaler Abwässer (§ 7),
2. Bau- und Abbruchabfälle (§ 8),
3. kompostierbare Abfälle (§ 9),
4. haushaltstypischer Schrott (§ 10),
5. elektrische und elektronische Haushaltsgeräte (§ 11),
6. Sperrmüll (§ 12),
7. besonders überwachungsbedürftige Abfälle (§ 13),
8. Altkleider/Altschuhe (§ 14),
9. Batterien (§ 15),
10. Altpapier (Druckerzeugnisse etc., § 16),
11. sonstige Abfälle zur Verwertung und zur Beseitigung aus

Haushaltungen und sonstige Abfälle zur Beseitigung aus an-
deren Herkunftsbereichen (Restabfall § 17)

(2) Werden Abfälle überlassen, bei denen verwertbare Stoffe nach
Abs. 1 mit nicht verwertbaren Bestandteilen vermischt wurden, so
ist die Stadt berechtigt, eine Trennung der verwertbaren Bestand-
teile auf Kosten des Abfallbesitzers durchzuführen.

(3) Eine Überlassungspflicht gegenüber der Stadt besteht nicht für
Abfälle, die gemäß § 13 Abs. 3 KrW-/AbfG im Rahmen einer ge-
meinnützigen oder gewerblichen Sammlung einer ordnungsgemä-
ßen und schadlosen Verwertung zugeführt werden. 
Diese Sammlungen sind mindestens 14 Tage vor Beginn der Stadt
schriftlich anzuzeigen.

§ 6
Ausgeschlossene Abfälle

(1) Von der Entsorgung durch die Stadt sind folgende Abfälle aus-
geschlossen:

1. Besonders überwachungsbedürftige Abfälle im Sinne des § 41
Abs. 1 und Abs. 3 Nr. 1 Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz
(KrW-/AbfG) vom 27.09.1994 in der jeweils gültigen Fassung in
Verbindung mit § 3 Abs. 1 der Verordnung über das Europäi-
sche Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis-Verordnung-AVV) vom
10.12.2001 (BGBl. I, S. 3379) in der jeweils gültigen Fassung,
soweit es sich nicht um Abfälle aus privaten Haushaltungen
oder geringe Mengen aus anderen Herkunftsbereichen als pri-
vaten Haushaltungen handelt, die gemäß § 13 entsorgt werden.

Der Ausschluss gilt nicht für:

AVV-Schlüsselnummer Abfallart

170 605* asbesthaltige Baustoffe

2. Die im Anhang 1 genannten Batterien, die der Rücknahme-
pflicht aufgrund der Verordnung über die Rücknahme und Ent-

sorgung gebrauchter Batterien und Akkumulatoren (Batterie-
verordnung) in der Fassung vom 02. Juli 2001 (BGBl. I, S. 1486)
bzw. in der jeweils gültigen Fassung unterliegen, soweit sie
nicht bei privaten Endverbrauchern oder Betreibern von Klein-
gewerbe im Sinne des § 9 Abs. 1 Batterieverordnung anfallen.
Der Ausschluss gilt nicht für Starterbatterien.

3. Einwegkameras mit Batterien und andere Geräte mit fest ein-
gebauten schadstoffhaltigen Batterien im Sinne des § 14 Bat-
terieverordnung.

AVV-Schlüsselnummer Abfallart

090 111* Einwegkameras mit Batterien, 
die unter 160 601, 160 602 oder 
160 603 fallen

090 112 Einwegkameras mit Batterien mit 
Ausnahme derjenigen, die unter 
090 111 fallen

4. Die im Anhang 2 genannten Verpackungsabfälle, die der
Rücknahmepflicht nach der Verordnung über die Vermeidung
und Verwertung von Verpackungsabfällen (Verpackungsver-
ordnung – VerpackV) vom 21.08.1998 (BGBl. I, S. 2379) in der
jeweils gültigen Fassung unterliegen. 

5. Fahrzeugwracks, die den Rücknahme- und Überlassungs-
pflichten nach der Verordnung über die Überlassung und um-
weltverträgliche Entsorgung von Altautos und die Anpassung
straßenrechtlicher Vorschriften (Altauto-Verordnung) in der
Fassung vom 21. Juni 2002 (BGBl. I, S. 2215) bzw. in der je-
weils gültigen Fassung unterliegen. 
Der § 15 Abs. 4 KrW/AbfG bleibt unberührt.

AVV-Schlüsselnummer Abfallart

160 104* Altfahrzeuge

160 106 Altfahrzeuge, die weder Flüssig-
keiten noch andere gefährliche 
Bestandteile enthalten

(2) Vom Einsammeln und Befördern durch die Stadt sind folgende
Abfälle ausgeschlossen:

1. Die im Kapitel 17 der AVV genannten Bau- und Abbruchabfäl-
le (einschließlich Aushub von verunreinigten Standorten),

2. Sperrmüll aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haus-
haltungen, der nicht den Erfordernissen des § 12 Abs. 2 ge-
nügt, 

AVV-Schlüsselnummer Abfallart

200 307 Sperrmüll

3. Aschen in mehr als haushaltsüblich anfallenden Mengen, 

AVV-Schlüsselnummer Abfallart

100 101 Rost- und Kesselasche, 
Schlacken und Kesselstaub mit 
Ausnahme von Kesselstaub, 
der unter 100 104 fällt

4. Schrott aus anderen Herkunftsbereichen als privaten Haushal-
tungen, der nicht den Erfordernissen des § 10 Abs. 2 genügt,

AVV-Schlüsselnummer Abfallart

200 140 Metalle

5. Industrie- und Gewerbeabfälle, soweit diese auf Grund ihrer
Art oder Menge nicht gemeinsam mit haushaltsüblichen Abfäl-
len eingesammelt und befördert werden können und sie nicht
nach Abs. 1 ausgeschlossen sind,

6. Schlämme aus der Reinigung/Behandlung kommunaler Ab-
wässer.
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AVV-Schlüsselnummer Abfallart

190 805 Schlämme aus der Behandlung 
von kommunalem Abwasser

(3) Abweichend von Abs. 1 und Abs. 2 kann die Stadt mit Zustim-
mung der zuständigen Behörde allgemein durch amtliche Be-
kanntmachung oder im Einzelfall durch Anordnung Abfälle von der
Entsorgung insgesamt oder vom Einsammeln und Befördern aus-
schließen oder einen solchen Ausschluss wieder aufheben. Bis zur
endgültigen Entscheidung über den Ausschluss hat der Besitzer
die Abfälle so zu lagern, dass das Wohl der Allgemeinheit nicht be-
einträchtigt wird.

(4) Die in den Absätzen 1, 2 und 3 genannten Abfälle dürfen nicht
mit anderen Abfällen vermischt werden.

(5) Vom Einsammeln und Befördern ausgeschlossene Abfälle dür-
fen nicht zum Einsammeln und Befördern bereitgestellt werden.
Soweit Abfälle durch die Stadt nach Abs. 1 oder Abs. 3 von der
Entsorgung ausgeschlossen sind, dürfen sie den Einrichtungen
der öffentlichen Abfallentsorgung nicht überlassen werden. Der
Besitzer dieser Abfälle ist zu ihrer ordnungsgemäßen Entsorgung
verpflichtet (§§ 4 bis 7 und 10 bis 12 KrW-/AbfG).

(6) Die Stadt legt für Abfälle, die nach Abs. 2 oder Abs. 3 vom Ein-
sammeln und Befördern ausgeschlossen sind, allgemein durch
amtliche Bekanntmachung oder durch Anordnung im Einzelfall
fest, bei welcher Abfallentsorgungsanlage oder Sammelstelle die
Abfälle anzuliefern sind. Die Benutzung der Abfallentsorgungsanla-
gen bzw. Sammelstellen sowie die Entgelte richten sich nach den
jeweiligen Benutzungsordnungen. In den Benutzungsordnungen
können für die Annahme bestimmter Abfälle nach Art und Menge
Beschränkungen vorgesehen sowie eine Vorbehandlung verlangt
werden, sofern der ordnungsgemäße Betrieb der entsprechenden
Abfallentsorgungsanlage dies erfordert. 

II. Abschnitt
Art und Weise der Entsorgung

§ 7
Schlämme aus der Reinigung kommunaler Abwässer

Schlämme aus der Reinigung kommunaler Abwässer, die nicht
verwertet werden, sind zu überlassen,

– wenn sie durch den Abwasserbeseitigungspflichtigen für eine
ordnungsgemäße Beseitigung aufbereitet sind; erforderlich ist
ein Trockensubstanzgehalt von mindestens 35 %;

– wenn sie nicht durch § 6 Abs. 1 und 3 dieser Satzung von der
Entsorgung ausgeschlossen sind.

Im Übrigen gilt § 6 Abs. 6.

§ 8
Bau- und Abbruchabfälle

(1) Bau- und Abbruchabfälle sind vorrangig zu verwerten und nur
dann zur Ablagerung auf einer Deponie zugelassen, wenn sie
nachweislich nicht verwertbar sind.

(2) Bau- und Abbruchabfälle sind, soweit sie nicht verwertet wer-
den können und nicht nach § 6 Abs. 1 und 3 ausgeschlossen
sind, nach Maßgabe des § 6 Abs. 6 zu überlassen. 

§ 9
Kompostierbare Abfälle

(1) Biologisch verwertbare Gartenabfälle, z. B. Laub, Gras, Baum-
und Strauchschnitt sowie biologisch verwertbare Küchenabfälle
aus Haushaltungen, z. B. Obst, Gemüse und sonstige pflanzliche
Speisereste, sollen auf dem Grundstück, auf dem sie anfallen,
kompostiert werden (Eigenkompostierung). Nachbarn können die
Eigenkompostierung gemeinsam betreiben.

(2) Ist eine Eigenkompostierung nicht möglich, müssen Laub, Gras,
Baum- und Strauchschnitt entgeltlich an der Kompostieranlage
oder den Sammelstellen angeliefert werden. Die Kompostieranlage
und die Sammelstellen werden von der Stadt bekannt gegeben.

(3) Abweichend von Abs. 2 können für Laub, Gras, Baum- und
Strauchschnitt speziell gekennzeichnete 120 l Laubsäcke verwen-
det werden. Die Laubsäcke können an den Sammelstellen entgelt-
lich erworben werden. Die Sammlung der Laubsäcke erfolgt im
Holsystem. Die Termine werden bekannt gegeben. 

§ 10
Haushaltstypischer Schrott

(1) Als Abfall zu entsorgender haushaltstypischer Schrott (z. B.
Möbelteile aus Metall, Fahrräder ohne Sattel und Bereifung, Gas-
herde, Badewannen) werden nach vorheriger Anmeldung bei dem
beauftragten Dritten von diesem eingesammelt oder sind den je-
weiligen Sammelstellen zu überlassen. Der beauftragte Dritte und
die Sammelstellen werden bekannt gegeben.

(2) Von der Schrottsammlung wird auch der Schrott aus anderen
Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen erfasst, soweit er
in haushaltsüblicher Art und Menge anfällt und kein Produktions-
abfall ist.

(3) Der Schrott ist vom Besitzer am Abfuhrtag bis spätestens 
6.00 Uhr, frühestens jedoch ab 18.00 Uhr des Vortages unver-
packt und unfallsicher an der dem angeschlossenen Grundstück
nächst gelegenen Haltemöglichkeit des Sammelfahrzeuges bereit-
zustellen. Die Stadt kann den Standort zur Bereitstellung ge-
sondert festlegen. Der Straßenverkehr darf durch die Bereitstel-
lung nicht behindert werden. Die Verladung muss ohne Schwierig-
keiten und Zeitverlust durch zwei Personen von Hand gefahr- und
schadlos möglich und auch zumutbar sein.

§ 11
Elektrische und elektronische Haushaltsgeräte

(1) Als Abfall zu entsorgende haushaltstypische elektrische und
elektronische Haushaltsgeräte wie z. B. Waschmaschinen, Kühl-
schränke, Gefriertruhen, Fernsehgeräte, Computer, Elektroherde,
Radios, Haartrockner u. ä. werden nach vorheriger Anmeldung bei
dem beauftragten Dritten durch diesen eingesammelt oder sind an
den Sammelstellen abzugeben. Der beauftragte Dritte und die
Sammelstellen werden bekannt gegeben.

(2) Von der Sammlung werden auch haushaltstypische elektrische
und elektronische Geräte aus anderen Herkunftsbereichen als pri-
vaten Haushaltungen erfasst, soweit sie der haushaltsüblichen Art
und Menge entsprechen und kein Produktionsabfall sind. 

(3) § 10 Abs. 3 gilt entsprechend.

§ 12
Sperrmüll

(1) Abfall aus Haushaltungen, der selbst nach einer zumutbaren
Zerkleinerung wegen seines Gewichtes, seiner Sperrigkeit oder
Materialbeschaffenheit nicht in die zugelassenen Restabfallbehäl-
ter passt, diese beschädigen oder das Entleeren erschweren
könnte (z. B. Möbel, Matratzen, Kinderwagen, Teppiche, Holzteile)
ist als Sperrmüll zu entsorgen. Sperrmüll wird nach vorheriger An-
meldung beim beauftragten Dritten durch diesen eingesammelt
oder ist den jeweiligen Sammelstellen zu überlassen. Der beauf-
tragte Dritte und die Sammelstellen werden bekannt gegeben. 

(2) Von der Sperrmüllsammlung wird auch der Sperrmüll aus an-
deren Herkunftsbereichen als privaten Haushaltungen erfasst, so-
weit er der haushaltsüblichen Art und Menge entspricht, nicht
schadstoffhaltig und kein Produktionsabfall ist.

(3) § 10 Abs. 3 gilt entsprechend.
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§ 13
Besonders überwachungsbedürftige 

Abfälle

(1) Besonders überwachungsbedürftige Abfälle im Sinne von § 6
Abs. 1 Satz 1 aus privaten Haushaltungen sind getrennt der mobi-
len Annahmestelle (Schadstoffmobil) bzw. der Schadstoffsammel-
stelle zu überlassen. Dazu zählen z. B. Gifte, Laugen, Säuren, Far-
ben, Schädlingsbekämpfungs- und Pflanzenschutzmittel, teer -
und ölhaltige Rückstände, Düngemittel, Klebemittel, sonstige Che-
mikalien, Leuchtstoffröhren.

(2) Abfälle i. S. v. Abs. 1 aus anderen Herkunftsbereichen als priva-
ten Haushaltungen, soweit davon bei dem einzelnen Abfallbesitzer
oder -erzeuger jährlich nicht mehr als 2000 kg anfallen, sind der
Sammelstelle unter Vorlage des Abfallausweises zu überlassen.
Der Abfallausweis ist beim Bereich für Umwelt und Natur erhält-
lich. 

(3) Termine bzw. Öffnungszeiten, Annahmebedingungen und
Standorte des Schadstoffmobiles und der Sammelstelle werden
von der Stadt im jährlichen Schadstoffkalender bekannt gege-
ben. 

§ 14
Altkleider/Altschuhe

Altkleider und Altschuhe werden im Bringsystem gesammelt. Da-
für sind die an den Wertstoffsammelplätzen gesondert bereitge-
stellten Behälter vorgesehen. Der Drittbeauftragte wird von der
Stadt bekannt gegeben. Unabhängig davon können diese Abfälle
auch gewerblichen oder gemeinnützigen Sammlungen überlassen
werden.

§ 15
Batterien

(1) Die im Anhang 1 aufgeführten Batterien aus privaten Haushal-
ten, die der Rücknahmepflicht nach Batterieverordnung in der je-
weils gültigen Fassung unterliegen, können der mobilen Annahme-
stelle (Schadstoffmobil) überlassen werden. Batterien aus anderen
Herkunftsbereichen als privaten Haushalten werden bis zu einer
Menge von jährlich insgesamt 30 kg je Abfallbesitzer oder -erzeu-
ger an der Sammelstelle angenommen. 

(2) Für die Annahme der Batterien am Schadstoffmobil und an der
Sammelstelle gilt § 13 Abs. 3.

§ 16
Altpapier (Druckerzeugnisse etc.)

Für die Entsorgung von Altpapier (Druckerzeugnisse, Pappe, Pa-
pier, Kartonagen etc.) stehen die blauen Papierbehälter bereit. Ver-
unreinigtes Altpapier ist als Restabfall zu überlassen.

§ 17
Restabfall

(1) Soweit Abfälle zur Verwertung und zur Beseitigung aus Haus-
haltungen und Abfälle zur Beseitigung aus anderen Herkunftsbe-
reichen nicht nach Maßgabe der §§ 7 bis 16 getrennt entsorgt
werden, durch gemeinnützige bzw. gewerbliche Sammlungen er-
fasst werden oder nach § 6 von der Entsorgung durch die Stadt
ausgeschlossen sind, sind sie Restabfall und in den zugelassenen
Restabfallbehältern bereitzustellen.

(2) Andere Stoffe als Restabfälle nach Abs. 1 dürfen in die Restab-
fallbehälter nicht eingebracht werden.

III. Abschnitt
Vorschriften zu den Abfallbehältern

§ 18
Vorhaltung von Restabfallbehältern

(1) Der Anschlusspflichtige nach § 3 Abs. 1  hat bei der Stadt
Restabfallbehälter für auf dem jeweiligen Grundstück anfallende
Restabfälle nach § 18 Abs. 4 zu beantragen, zu übernehmen und
für die Benutzung bereitzuhalten. Das beantragte Volumen der
Restabfallbehälter muss geeignet sein, die gesamten, innerhalb
des gewählten Abfuhrzeitraumes nach § 19 dieser Satzung auf
dem Grundstück regelmäßig anfallenden Restabfälle ordnungsge-
mäß aufnehmen zu können. Mindestens ist ein Restabfallbehälter
je Grundstück vorzuhalten. Veranstalter zeitlich begrenzter Märkte,
Volksfeste und sonstiger öffentlicher Veranstaltungen sind in
gleicher Weise verpflichtet. Die Mieter, Pächter oder aufgrund ei-
nes ähnlichen Rechtsverhältnisses zur Nutzung von Erholungs-
grundstücken Berechtigten sowie für Kleingartenanlagen die
Kleingartenorganisation i. S. des Bundeskleingartengesetzes sind
zur Anforderung ausreichenden Behältervolumens mindestens für
den Zeitraum 1.3 bis 30.09. des Jahres verpflichtet. 

(2) Wird kein Antrag gestellt, oder reicht das beantragte Behälter-
volumen nicht zur Aufnahme der auf dem Grundstück anfallenden
Abfälle aus (insbesondere bei wiederholter Behälterüberfüllung),
weist die Stadt ein ausreichendes Behältervolumen zu oder ändert
den Entleerungsrhythmus. Dies gilt auch für Erholungsgrundstü-
cke und Kleingartenanlagen im Sinne des Bundeskleingartenge-
setzes, soweit nicht die ausschließliche Nutzung von Abfallsäcken
nach Abs. 7 gestattet wurde. 

(3) Die Grundstückseigentümer jeweils zweier benachbarter, un-
mittelbar aneinandergrenzender Grundstücke können sich nach
schriftlicher Genehmigung durch die Stadt zu einer Entsorgungs-
gemeinschaft zusammenschließen, es sei denn es handelt sich
um Erholungsgrundstücke oder Kleingartenanlagen i. S. d. Bun-
deskleingartengesetzes. Der Entsorgungsgemeinschaft werden
für die Grundstücke gemeinsam zu nutzende Restabfallbehälter
zur Verfügung gestellt. Ein entsprechender schriftlicher Antrag ist
bei der Landeshauptstadt Potsdam,  Bereich für Umwelt und Na-
tur, zu stellen. Für den Antrag ist das bei der Stadt erhältliche An-
tragsformular zu verwenden, das von beiden Grundstückseigentü-
mern zu unterzeichnen ist. In diesem Fall ist der Grundstücksei-
gentümer, auf dessen Grundstück die Restabfallbehälter stehen,
Gebührenschuldner für die Abfallmengengebühr. Der andere
Grundstückseigentümer haftet für die Abfallmengengebühr ge-
samtschuldnerisch.

(4) Für die Entsorgung von Restabfällen sind folgende Abfallbehäl-
ter zugelassen:

– Abfallbehälter mit 1.160 l Fassungsvermögen,
– Abfallbehälter mit 1.180 l Fassungsvermögen, 
– Abfallbehälter mit 1.120 I Fassungsvermögen, 
– Abfallbehälter mit 1.240 I Fassungsvermögen,
– Abfallbehälter mit 1.100 l Fassungsvermögen, 
– Abfallsäcke mit 1.180 l Fassungsvermögen für Restabfall.

Im Einzelfall kann die Stadt auf Antrag auch Abfallbehälter (Press-
müllcontainer) mit einem Fassungsvermögen von 10 m3 oder 20 m3

zulassen.

(5) Die Abfallbehälter werden vom beauftragten Dritten bereitge-
stellt und gehen nicht in das Eigentum des Anschlusspflichtigen
über. 

(6) Für Restabfälle, die im Einzelfall das Fassungsvermögen der
vorhandenen Abfallbehälter übersteigen, müssen die von der
Stadt zugelassenen Abfallsäcke benutzt werden. Abfallsäcke sind
bei den von der Stadt bekannt gegebenen Sammelstellen gegen
Entgelt erhältlich. Abfallsäcke dienen nicht als Ersatz für unzurei-
chendes Restabfallbehältervolumen. Im Einzelfall kann auf schrift-
lichen Antrag des Anschlusspflichtigen bei der Stadt einer Verwen-
dung von Abfallsäcken anstelle von Restabfallbehältern zuge-
stimmt werden. 
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(7) Auf schriftlichen Antrag des Anschlusspflichtigen kann für die
Entsorgung von Restabfällen aus Kleingartenanlagen im Sinne des
Bundeskleingartengesetzes und Erholungsgrundstücken die aus-
schließliche Nutzung von Abfallsäcken gestattet werden. Voraus-
setzung für die ausschließliche Nutzung von Abfallsäcken ist die
Unzumutbarkeit der Aufstellung von Restabfallbehältern. Die Un-
zumutbarkeit ist dann gegeben, wenn auf Grund der Beschaffen-
heit des Weges vom Grundstück zum Abholplatz Beschädigungen
für Abfallbehälter und/oder Fahrzeuge nicht ausgeschlossen wer-
den können. Wird dem Antrag auf ausschließliche Nutzung von
Abfallsäcken stattgegeben, ist der Abfallbesitzer verpflichtet, eine
ausreichende Anzahl Abfallsäcke bei den bekannt gegebenen
Sammelstellen zu erwerben. 

(8) Abfälle dürfen nicht in Abfallbehälter eingefüllt werden, die für
die Entsorgung von Abfällen, die auf einem anderen Grundstück
anfallen, aufgestellt wurden.

§ 19
Häufigkeit und Zeit der Entleerung von Restabfallbehältern

(1) Die Restabfallbehälter mit einem Fassungsvermögen von 60 l,
80 l, 120 l, 240 l und 1100 l werden je nach Anforderung zweimal
wöchentlich, wöchentlich oder 14 täglich, Restabfallbehälter mit
einem Fassungsvermögen von 80 l auch vierwöchentlich zu den
gleichen Wochentagen entleert. Im Einzelfall kann die Stadt auf
schriftlichen Antrag des Anschlusspflichtigen eine dreimal wö-
chentliche Entleerung zulassen. In den Sommermonaten ist die
Stadt berechtigt, den vierwöchentlichen Entleerungsrhythmus je
nach den Witterungsverhältnissen aus hygienischen Gründen zu
verkürzen. Sofern die Stadt im Einzelfall die Nutzung von Press-
müllcontainern (10 m3 oder 20 m3) zulässt, erfolgt die Leerung ein-
mal monatlich, zweimal monatlich oder viermal monatlich. In be-
gründeten Fällen kann von der taggleichen Entsorgung, nach ent-
sprechender öffentlicher Bekanntmachung durch die Stadt, abge-
wichen werden. 

(2) Die Abfuhrtage werden von der Stadt nach einem festgelegten
Turnus bestimmt. Fällt der planmäßige Abholtag auf einen gesetz-
lichen Feiertag, so wird bei Gewährleistung der Entsorgungssi-
cherheit die Abfuhr vorgezogen oder sobald als möglich nachge-
holt. Entsprechende Veränderungen der Entsorgungstage werden
von der Stadt bekannt gegeben.

(3) Die regelmäßige Abfuhr erfolgt an Werktagen in der Zeit zwi-
schen 6.00 Uhr und 18.00 Uhr.

(4) Wird die Entsorgung von Abfällen infolge betrieblicher Belange
beim beauftragten Dritten, durch Streik oder höhere Gewalt vor-
übergehend eingeschränkt, unterbrochen oder verspätet durchge-
führt, so haben der an die Entsorgung angeschlossene Grund-
stückseigentümer und der Abfallbesitzer keinen Anspruch auf
Schadensersatz. Die Abfuhr wird sobald wie möglich nachgeholt.

§ 20
Stand- bzw. Abholplatz der Restabfallbehälter

(1) Die Standplätze der Abfallbehälter sind grundsätzlich auf den
Grundstücken, auf denen die Abfälle zur Beseitigung anfallen, ord-
nungsgemäß durch den Anschlusspflichtigen bzw. durch den die-
sem gem. § 3 Abs. 1 Satz 4 Gleichgestellten einzurichten. Außer-
halb der Entleerungszeit sind die Abfallbehälter für die berechtig-
ten Nutzer so aufzustellen, dass die Abfallbehälter der Öffentlich-
keit nicht zugänglich sind. Sind die Standplätze vom öffentlichen
Straßenraum aus einsehbar, sind sie zu umbauen bzw. ist durch
Umpflanzung ein Sichtschutz herzustellen.

(2) Besteht keine Möglichkeit der Aufstellung der Restabfallbehäl-
ter nach Abs. 1, so hat der an die Entsorgung angeschlossene
Anschlusspflichtige bzw. der diesem gem. § 3 Abs. 1 Satz 4
Gleichgestellte bei der Aufstellung der Abfallbehälter auf Nebenan-
lagen von öffentlichen Straßen entsprechend § 18 des Branden-
burgischen Straßengesetzes diese beim zuständigen Straßenbau-
lastenträger zu beantragen. Eine Aufstellung außerhalb öffentlicher

Straßen bedarf der Zustimmung des jeweiligen Grundstücksei-
gentümers. Die Standplätze sind entsprechend der Brandenburgi-
schen Bauordnung herzurichten. 

(3) Die Restabfallbehälter werden vom Personal des Abfallsammel-
fahrzeuges vom Standplatz auf dem Grundstück abgeholt und
nach der Entleerung wieder zurückgebracht, wenn der  Standplatz
von der Fahrbahn nicht weiter als 15 m entfernt ist. In den übrigen
Fällen sind die Restabfallbehälter am Abfuhrtag spätestens bis
06.00 Uhr, frühestens jedoch ab 18.00 Uhr des Vortages innerhalb
der 15 m-Zone bereitzustellen. Die Bereitstellung ist so zu gewähr-
leisten, dass Dritte nicht mehr als notwendig beeinträchtigt wer-
den. Durch den Anschlusspflichtigen ist der freie Zugang für das
Personal des Sammelfahrzeuges zu den Abfallgefäßen zu gewähr-
leisten. 

(4) Der vom Personal des Sammelfahrzeuges benutzte Transport-
weg muss befestigt sein. Er muss gleitsicher und frei von Stufen
und Unebenheiten sein. Ist ein Gefälle unvermeidbar, muss die
Neigung unter 1:20 bleiben. Sind die Voraussetzungen der Zuwe-
gung nicht einzuhalten, so sind die Restabfallbehälter am Fahr-
bahnrand der nächst gelegenen Haltemöglichkeit des Sammel-
fahrzeugs bereitzustellen. Die Stadt kann den Bereitstellungsort
gesondert festlegen. Nach der Entleerung sind die Behälter unver-
züglich wieder ordnungsgemäß vom Anschlusspflichtigen zum
Standplatz zurückzubringen.

(5) Verschmutzungen der Stand- und Abholplätze sowie der
Transportwege die sich im öffentlichen Straßenland befinden, sind
durch den Verursacher zu beseitigen.

(6) Werden die in Abs. 3 und 4 genannten Voraussetzungen für ei-
ne ordnungsgemäße Entsorgung nicht erfüllt und kann die Abfall-
entsorgung infolge dessen nicht im angemeldeten Umfang bzw.
Qualität erfolgen, besteht kein Anspruch auf kostenlose Abfallent-
sorgung an einem anderen Tag bzw. Gebührenrückerstattung.

§ 21
Behandlung der Restabfallbehälter

(1) Der Anschlusspflichtige hat dafür zu sorgen, dass die Restab-
fallbehälter in einem gebrauchsfähigen, sauberen und unfallsiche-
ren Zustand erhalten und sorgfältig verwahrt werden. Die Beschä-
digung oder der Verlust von Restabfallbehältern ist der Stadt (Be-
reich Umwelt und Natur) unverzüglich schriftlich anzuzeigen.

(2) Abfälle sind so in die Restabfallbehälter einzufüllen, dass deren
Beschädigung ausgeschlossen und eine einwandfreie Entleerung
mühelos und gefahrlos möglich ist. Insbesondere ist das Ein-
schlämmen oder Einpressen von Abfällen sowie das Einfüllen von
gepressten Abfällen in die Restabfallbehälter unzulässig. Es ist
untersagt, heiße Asche und andere glühende oder brennende
Gegenstände in die Restabfallbehälter einzufüllen. Die Deckel der
Restabfallbehälter müssen jederzeit schließbar sein. Das Abstellen
von Abfällen neben den Restabfallbehältern ist unzulässig.

(3) Für schuldhaft verursachten Schaden an Abfallbehältern haftet
der Anschlusspflichtige, soweit dieser den Schaden zu vertreten
hat.

§ 22
Nutzung der Rücknahmesysteme

(1) Verkaufsverpackungen aus Glas, Papier und Leichtverpackun-
gen sowie Altkleider und Altschuhe dürfen  nicht in die Restabfall-
behälter eingebracht werden. Für sie stehen ausschließlich dafür
vorgesehene gesonderte Behälter bereit. 

(2) Das Ablagern von Abfällen neben den Behältern ist verbo-
ten. 

(3) Zur Vermeidung von Lärmbelästigungen dürfen die Behälter für
Altglas nur werktags in der Zeit von 07.00 Uhr bis 20.00 Uhr be-
nutzt werden.
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IV. Abschnitt
Nebenbestimmungen

§ 23
Mitteilungs- und Auskunftspflicht

(1) Die Anschlusspflichtigen gem. § 3 Abs. 1 dieser Satzung so-
wie die Abfallerzeuger und -besitzer haben alle Tatsachen, die
den Anschluss- und Benutzungszwang nach § 3 begründen,
unverzüglich der Stadt schriftlich anzuzeigen. Dabei sind insbe-
sondere Anzahl und Größe der benötigten Abfallbehälter sowie
die Anzahl der auf dem Grundstück mit Haupt- und Neben-
wohnsitz gemeldeten Personen sowie die Einwohnergleichwerte
bzw. die der Bemessung der Einwohnergleichwerte zugrunde
liegenden Umstände (nach Abfallgebührensatzung der Stadt)
anzugeben.

(2) Wesentliche Veränderungen in der Art und Menge des anfallen-
den Abfalls sind der Kämmerei der Stadt unverzüglich und unauf-
gefordert schriftlich mitzuteilen. 

(3) Tritt ein Wechsel in der Person des Anschlusspflichtigen ein, so
hat der bisherige Anschlusspflichtige dieses schriftlich der Stadt
mitzuteilen. Zu dieser Mitteilung ist auch der neue Anschlusspflich-
tige verpflichtet.

(4) Unbeschadet der Abs. 1 bis 3 kann die Stadt vom Anschluss-
pflichtigen sowie von Abfallerzeugern und -besitzern jederzeit Aus-
kunft über die für die Abfallentsorgung und Gebührenerhebung
wesentlichen Umstände verlangen.

(5) Die nach den Abs. 1 bis 4 erhobenen personenbezogenen Da-
ten können gemäß § 40 BbgAbfG gespeichert und maschinell ver-
arbeitet werden. Diese Daten dürfen nur bei begründetem Ver-
dacht eines Verstoßes gegen abfallrechtliche Vorschriften an die
für die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten oder Straftaten zu-
ständigen Behörden übermittelt werden.

§ 24
Betretungsrecht

(1) Den Beauftragten der Stadt ist gem. § 14 Abs. 1 KrW-/AbfG
zum Einsammeln der Abfälle und zur Überwachung der Getrennt-
haltung und Verwertung von Abfällen Zutritt zu den Grundstücken
zu gewähren. 

(2) Die Beauftragten der Stadt haben sich durch einen von der
Stadtverwaltung ausgestellten Dienstausweis auszuweisen.

§ 25
Anfallzeitpunkt und Eigentumsübergang

(1) Als angefallen zum Einsammeln und Befördern gelten Abfälle,
die in zulässiger Weise nach Maßgabe der §§ 7 bis 22 bereitge-
stellt bzw. den jeweiligen Sammelstellen oder dem Schadstoffmo-
bil übergeben sind.

(2) Als zum Behandeln, Lagern und Ablagern in den Abfallentsor-
gungsanlagen angefallen gelten Abfälle, sobald sie in zulässiger
Weise auf das Gelände der entsprechenden Abfallentsorgungsan-
lage verbracht worden sind.

(3) Die Abfälle gehen in das Eigentum der Stadt über, sobald sie
sich im oder auf dem Beförderungsfahrzeug befinden oder bei den
Abfallentsorgungsanlagen der Stadt angenommen sind.

(4) Die Stadt ist nicht verpflichtet, im Abfall nach verlorenen
Gegenständen zu suchen oder suchen zu lassen. Im Abfall gefun-
dene Wertgegenstände werden als Fundsachen behandelt.

(5) Unbefugten ist nicht gestattet, zur Einsammlung bereitgestellte
Abfälle zu durchsuchen oder mitzunehmen.

§ 26
Benutzungsgebühren

Für die Inanspruchnahme bzw. das Vorhalten der Leistungen der
Abfallentsorgung erhebt die Stadt Gebühren aufgrund gesonder-
ter Satzung.

§ 27
Bekanntmachungen

Soweit die aufgrund dieser Satzung notwendigen Bekanntma-
chungen nicht bereits durch diese Satzung erfolgt sind, erfolgen
sie entsprechend den Regelungen der Hauptsatzung der Stadt. 

§ 28
Modellversuche

Zur Erprobung neuer Abfallentsorgungssysteme kann die Stadt
Modellversuche mit örtlich und zeitlich begrenzter Wirkung einfüh-
ren.

§ 29
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 3 Abs. 3 Abfälle nicht der Stadt überlässt;
2. entgegen § 3 Abs. 4 auf dem Grundstück nicht alle Maßnah-

men trifft bzw. duldet, die erforderlich sind, um eine ordnungs-
gemäße öffentliche Abfallentsorgung sicherzustellen;

3. entgegen § 5 Abs. 1 die Abfälle nicht getrennt bereitstellt und
der Stadt nicht nach Maßgabe der §§ 7 bis 17 überlässt; 

4. entgegen § 6 Abs. 3 Satz 2 Abfälle so lagert, dass, bis zur
endgültigen Entscheidung über den Ausschluss von Abfällen
nach § 6 Abs. 3 Satz 1, das Wohl der Allgemeinheit beein-
trächtigt werden kann;

5. entgegen § 6 Abs. 4 von der Entsorgung durch die Stadt ganz
oder teilweise ausgeschlossene Abfälle vermischt;

6. entgegen § 6 Abs. 5 durch die Stadt vom Einsammeln und
Befördern ausgeschlossene Abfälle zum Einsammeln und Be-
fördern bereitstellt;

7. entgegen § 6 Abs. 5 von der Entsorgung durch die Stadt aus-
geschlossene Abfälle der öffentlichen Abfallentsorgung über-
lässt;

8. entgegen § 6 Abs. 6 Abfälle einer anderen Entsorgungsanlage
oder Sammelstelle überlässt als von der Stadt nach § 6 Abs. 6
Satz 1 festgelegt;

9. entgegen § 17 Abs. 2 andere Stoffe als Restabfälle in die dafür
vorgesehenen Restabfallbehälter einbringt;

10. entgegen § 18 Abs. 1 als Anschlusspflichtiger ein dauerhaft zu
geringes Restabfallbehältervolumen beantragt, übernimmt und
für die Nutzung bereithält;

11. entgegen § 18 Abs. 2 als Anschlusspflichtiger ohne schriftliche
Genehmigung der Stadt eine gemeinsame Nutzung von Rest-
abfallbehältern betreibt;

12. entgegen § 18 Abs. 4 Restabfälle in anderen als den zugelas-
senen Restabfallbehältern bereitstellt;

13. entgegen § 18 Abs. 8 als Abfallbesitzer bei ihm angefallene
Abfälle in Abfallbehälter einfüllt, die für die Entsorgung von Ab-
fällen, die auf einem anderen Grundstück anfallen, aufgestellt
wurden;

14. entgegen § 20 Abs. 4 Abfallbehälter nicht am Fahrbahnrand
der nächst gelegenen Haltemöglichkeit des Sammelfahrzeugs
bereitstellt und nach der Entleerung die Abfallbehälter nicht
unverzüglich wieder von der Straße entfernt;

15. entgegen § 21 Abs. 2 Abfälle in Restabfallbehälter ein-
schlämmt oder einpresst, heiße Asche oder andere glühende
bzw. brennende Gegenstände in die Abfallbehälter einfüllt oder
Abfallbehälter überfüllt bzw. Abfälle neben den Abfallbehältern
abstellt;

16. entgegen § 22 Abs. 1  die dort genannten Abfälle in Restab-
fallbehälter einbringt, obwohl für diese Abfälle gesonderte Be-
hälter bereitstehen;

10 Amtsblatt 17/2002 der Landeshauptstadt Potsdam



17. entgegen § 22 Abs. 2 Abfälle neben den Abfallbehältern abla-
gert;

18. entgegen § 22 Abs. 3 die dort genannten Behälter außerhalb
der angegebenen Zeiten nutzt; 

19. entgegen § 23 Abs. 1 bis 4 trotz Aufforderung seinen Mittei-
lungs- und Auskunftspflichten nicht nachkommt;

20. entgegen § 25 Abs. 5 zum Einsammeln bereitgestellte Abfälle
durchsucht oder mitnimmt.

(2) Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu
50.000,00 EUR geahndet werden.

§ 30
Anhänge

Die Anhänge 1 bis 2 sind Bestandteil dieser Satzung.

§ 31
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt ab 01.01.2003 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung über die Abfallentsorgung der Lan-
deshauptstadt Potsdam vom 13. Dezember 2001 (Amtsblatt für
die Landeshauptstadt Potsdam, Nr.14/2001, S. 1) außer Kraft.

Potsdam, den 16.12.2002

Birgit Müller Jann Jakobs
Vorsitzende der Oberbürgermeister
Stadtverordnetenversammlung

Anhang 1 zur Satzung über die Abfallentsorgung der Lan-
deshauptstadt Potsdam vom 16.12.2002

Liste der gemäß § 6 Abs.1 Nr. 2 ausgeschlossenen Abfälle

AVV-Schlüsselnummer Abfallart

160 601* Bleibatterien

160 602* Ni-Cd-Batterien

160 603* Quecksilber enthaltende Batterien  

160 604 Alkalibatterien (außer 160 603)  

160 605 andere Batterien und Akkumulatoren  

200 133* Batterien und Akkumulatoren, die un-
ter 160 601, 160 602 oder 160 603
fallen, sowie gemischte Batterien und
Akkumulatoren, die solche Batterien
enthalten

200 134 Batterien und Akkumulatoren mit Aus-
nahmen derjenigen, die unter 200 133
fallen

Anhang 2 zur Satzung über die Abfallentsorgung der Lan-
deshauptstadt Potsdam vom 16.12.2002

Liste der gemäß § 6 Abs.1 Nr. 4 ausgeschlossenen Abfälle

AVV-Schlüsselnummer Abfallart

150 101 Verpackungen aus Papier und Pappe  

150 102 Verpackungen aus Kunststoff

150 103 Verpackungen aus Holz

150 104 Verpackungen aus Metall

150 105 Verbundverpackungen

150 106 gemischte Verpackungen

150 107 Verpackungen aus Glas

150 109 Verpackungen aus Textilien
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Bekanntmachung der beauftragten Dritten im Sinne des § 16 Abs. 1 
Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz

Stadtentsorgung Potsdam GmbH
Drewitzer Straße 47
14478 Potsdam

Die Stadtentsorgung Potsdam GmbH übernimmt für das Gebiet
der Landeshauptstadt Potsdam das Einsammeln und Befördern
von Hausmüll, hausmüllähnlichen Gewerbeabfällen und Sperr-
müll. Die Stadtentsorgung Potsdam GmbH übernimmt außerdem
das Einsammeln und Befördern und die Verwertung von Sonder-
abfällen aus Haushaltungen, Sonderabfällen aus Gewerbebetrie-
ben bis 2000 kg je Erzeuger und Jahr, weißer und brauner Ware,
Fernseh- und Bildschirmgeräte sowie Schrott incl. Elektronik-
schrott.

Die Stadtentsorgung Potsdam GmbH übernimmt die Deponierung
von Abfällen auf der Deponie Fresdorfer Heide im Rahmen der für
die Deponie geltenden Zulassungen und Genehmigungen. 

Die Stadtentsorgung Potsdam GmbH übernimmt die Beseitigung/

Verwertung  von Abfällen zur Beseitigung, die gem. Satzung vom
Einsammeln und Befördern ausgeschlossen sind.

Firma Salvatore Padula
Woltorfer Straße 94
31224 Peine

Die Firma Salvatore Padula übernimmt für das Gebiet der Landes-
hauptstadt Potsdam das Einsammeln, Befördern sowie die Ver-
wertung von Altkleidern, Altschuhen und textilen Abfällen die im
Bringsystem bereitgestellt werden.

Potsdam, den 16.12.2002

Jann Jakobs
Oberbürgermeister



Schadstoffannahmestelle

Potsdam-Babelsberg Tel.: (03 31) 6 61 71 50
Neuendorfer Anger 9

Öffnungszeiten:
Dienstag: 08.00 – 18.00 Uhr
Letzter Sonnabend im Monat: 09.00 – 12.00 Uhr

Annahme von:
Altfarben, Altlacke, Lösemittel, Klebstoffe, 
Altöl, Kühl- und Bremsflüssigkeiten
Pflanzen- und Holzschutzmitteln, Säuren, Laugen
Haushaltschemikalien, Waschmitteln
Trocken- und Fahrzeugbatterien; 
Leuchtstoffröhren und Spraydosen

Teerpappe und Asbestzement werden kostenpflichtig ange-
nommen !
Verkauf von BigBags

Wertstoffhof 1

Potsdam – Industriegebiet
Handelshof 1 – 3 / Zum Heizwerk

Öffnungszeiten:
Montag – Donnerstag: 06.00 – 18.00 Uhr
Freitag 06.00 – 17.00 Uhr

Annahme von:
Bauabfällen bis 1 Kubikmeter
(Kacheln, Fliesen, Bauholz)
Sperrmüll 1 – 3 Stück
(Kleinmöbel, Möbelteile, Teppiche)
Grünabfällen bis 1 Kubikmeter
(Rasenschnitt, Strauchschnitt, Laub)
Schrott bis 1 Kubikmeter

Verkauf von Müll- und Laubsäcken 

Wertstoffhof 2

Potsdam-Babelsberg
Neuendorfer Anger 9

Öffnungszeiten:
Montag und Mittwoch: 07.00 – 15.00 Uhr
Dienstag: 07.00 – 18.00 Uhr
Donnerstag und Freitag: 07.00 – 13.00 Uhr
Letzter Sonnabend im Monat: 09.00 – 12.00 Uhr

Annahme von:
Sperrmüll 1 – 3 Stück
(Kleinmöbel, Möbelteile, Teppiche)
Grünabfällen bis 1 Kubikmeter
(Rasenschnitt, Strauchschnitt, Laub)
Schrott bis 1 Kubikmeter
(Rohre, Fahrradrahmen, Heizkörper ...)
Weiß- und Braunware je Art 
(TV-Geräte, Computer, Kühlgeräte ...)

Verkauf von Müll- und Laubsäcken
Gewerbebetriebe nach Absprache

Wertstoffhof 3

Potsdam-Industriegebiet
Zum Heizwerk 16 – 18

Öffnungszeiten:
Montag – Freitag: 07.00 – 17.00 Uhr

Annahme von:
Papier / Kartonagen
Verpackungsstyropor

Kompostieranlage

Potsdam-Nedlitz Tel.: (03 31) 5 05 24 82
Lerchensteig 25

Öffnungszeiten:
Montag – Donnerstag: 08.00 – 15.30 Uhr
Freitag: 08.00 – 18.00 Uhr
Samstag: 08.00 – 13.00 Uhr

Im Zeitraum 02.12.02 – 07.03.03 ist die Anlage geschlossen!

Annahme von:
Grünabfällen
(Baum-, Strauch-, Rasenschnitt, Laub ...)

Verkauf von Müll- und Laubsäcken!
Verkauf von Kompost / Rindenmulch soweit vorrätig

Zentrale Auftragsannahme

Drewitzer Straße 47 Tel.: (03 31) 6 61 71 66
(Verwaltungsgebäude)

Öffnungszeiten:
Sommersaison 
(13. – 43. KW)
Montag – Donnerstag: 06.00 – 18.00 Uhr
Freitag: 06.00 – 17.00 Uhr

Wintersaison
(1. – 12. und 44. – 52. KW)
Montag / Mittwoch / Donnerstag 06.00 – 17.00 Uhr
Dienstag 06.00 – 18.00 Uhr
Freitag 06.00 – 16.00 Uhr

Telefonische Terminvergabe zur Abholung von Sperrmüll, Schrott,
Braun- und Weißware
Abfallberatung
Beauftragung von Reinigungs- und Entsorgungsdienstleistungen

Verkauf von Müll- und Laubsäcken!

Potsdam, den 16.12.2002

Jann Jakobs
Oberbürgermeister
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Bekanntmachung der Sammelstellen für Abfälle



Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Pots-
dam hat in ihrer Sitzung am 04.12.2002 folgende Satzung be-
schlossen:

Rechtsgrundlagen

1. § 5 der Gemeindeordnung (GO) für das Land Brandenburg in
der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2001
(GVBl. I, S. 154), zuletzt geändert durch Gesetz vom
18.12.2001 (GVBl. I, S. 298),

2. §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für das
Land Brandenburg (KAG) in der Neufassung vom 15. Juni
1999 (GVBl. I, S. 231), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
18. Dezember 2001 (GVBl. I, S. 287),

3. §§ 3, 4, 9 und 10 des Brandenburgischen Abfallgesetzes
(BbgAbfG) vom 06. Juni 1997 (GVBl. I S. 40), zuletzt geändert
durch Gesetz vom 28. Juni 2000 (GVBl. I, S. 90, 99),

4. Gesetz zur Förderung der Kreislaufwirtschaft und Sicherung
der umweltverträglichen Beseitigung von Abfällen (Kreislauf-
wirtschafts- und Abfallgesetz – KrW-/AbfG) vom 27. Septem-
ber 1994 (BGBl. I S. 2705), zuletzt geändert durch Artikel 69
des Gesetzes vom 21. August 2002 (BGBl. I, S. 3322),

INHALTSVERZEICHNIS

Rechtsgrundlagen

§ 1 Gebührentatbestand
§ 2 Gebührenmaßstab
§ 3 Gebührensatz
§ 4 Gebührenschuldner
§ 5 Entstehen, Fälligkeit und Erhebung der Gebühr
§ 6 Beendigung der Gebührenschuld, Veränderung der Be-

messungsgrundlagen und Unterbrechung der Gebühren-
schuld

§ 7 Auskunftspflicht
§ 8 In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

Anhang Bemessungsgrundlage für die Einwohnergleichwerte
(EGW)

§ 1
Gebührentatbestand

(1) Für die Inanspruchnahme von Leistungen der Abfallentsorgung
in der Landeshauptstadt Potsdam, nachfolgend Stadt genannt,
werden Benutzungsgebühren nach den Bestimmungen dieser
Satzung erhoben. Die Gebühren werden kostendeckend erhoben
und umfassen alle Aufwendungen für die Abfallentsorgung.

(2) Die Abfallgebühren für die Abfallentsorgung aus privaten Haus-
haltungen und aus anderen Herkunftsbereichen einschließlich der
Abfallentsorgung aus Kleingartenanlagen im Sinne des Bundes-
kleingartengesetzes und Erholungsgrundstücken werden als
Gegenleistung für die Leistungen bzw. das Vorhalten der Leistun-
gen der Entsorgung von Hausmüll und hausmüllähnlichen Gewer-
beabfällen, Sperrmüllentsorgung, Entsorgung schadstoffhaltiger
Abfälle aus Haushaltungen und anderen Herkunftsbereichen bis
zu einer Menge von 500 kg pro Jahr und Abfallerzeuger oder -be-
sitzer, Entsorgung und Verwertung von Altpapier (Druckerzeug-
nisse etc.) und haushaltstypischem Schrott, elektrische und
elektronische Haushaltsgeräte, Verwaltungskosten, Abfallberatung
etc. erhoben. 

(3) Die Gebühr für die Entleerung befristet angemeldeter Abfallbe-
hälter bzw. Pressmüllcontainer bei zeitlich begrenzten Märkten,
Volksfesten und sonstigen öffentlichen Veranstaltungen wird für
die Gestellung und Entleerung der Abfallbehälter bzw. Pressmüll-
container erhoben. 

(4) Für die Nutzung von Restabfallsäcken wird eine gesonderte
Gebühr erhoben. 

(5) Für die Veränderung der Abfallbehältergestellung (Größe bzw.
Anzahl der Abfallgefäße) sowie für die Veränderung des Entlee-
rungsrhythmus, die auf schriftlichen Antrag des jeweiligen Gebüh-
renschuldners bei der Stadt erfolgen, wird, mit Ausnahme der ge-
bührenfreien Erstgestellung von Abfallgefäßen und der gebühren-
freien Abmeldung der gesamten Abfallgefäßgestellung, eine
Wechselgebühr erhoben.

§ 2
Gebührenmaßstab

(1) Die Gebühr für die Abfallentsorgung aus Haushaltungen und
aus anderen Herkunftsbereichen setzt sich aus einer Grundgebühr
und einer Mengengebühr zusammen. Die Grundgebühr bemisst
sich nach der Anzahl der nicht nur vorübergehend auf dem Grund-
stück lebenden Personen im Sinne des Brandenburgischen Mel-
degesetzes und nach der Anzahl der dem Grundstück nach dem
Anhang zu dieser Satzung zuzuordnenden Einwohnergleichwerte
(EGW – vgl. auch § 5 Abs. 1). Befindet sich auf dem Grundstück
eine Kleingartenanlage i. S. d. Bundeskleingartengesetzes, be-
misst sich die Grundgebühr von Satz 2 abweichend nach der An-
zahl der der Kleingartenanlage angehörigen Parzellen. Für Erho-
lungsgrundstücke wird die Grundgebühr ausschließlich je Grund-
stück erhoben. Die Mengengebühr bemisst sich nach dem Volu-
men (l) der aufgestellten Abfallbehälter sowie nach dem gewählten
Entleerungsrhythmus und der Anzahl zusätzlicher Entleerungen. 

(2) Die Gebühr für die Entleerung befristet angemeldeter Abfallbe-
hälter mit einer Gefäßgröße von 60 l, 80 l, 120 l, 240 l und 1.100 l
wird nach der Anzahl der Entleerungen erhoben. Die Gebühr für
die Entleerung befristet angemeldeter Pressmüllcontainer mit einer
Gefäßgröße von 10 m3 und 20 m3 setzt sich aus einer Entleerungs-
gebühr und einer Mietgebühr zusammen. Diese wird je begonne-
ner Woche (7 Tage) der Aufstellung erhoben.

(3) Die Gebühr für die Nutzung von Restabfallsäcken bemisst sich
nach der Anzahl der Restabfallsäcke. 

(4) Die Gebühr für die Veränderung der Abfallbehältergestellung
oder des Entleerungsrhythmus (Wechselgebühr) wird je Antrag-
stellung erhoben. Die Anzahl der auszuwechselnden Behälter wird
nicht berücksichtigt.

§ 3
Gebührensatz

(1) Die Grundgebühr für die Abfallentsorgung aus privaten Haus-
halten beträgt 24,21 EUR je Person und Kalenderjahr.

Die Grundgebühr für die Abfallentsorgung aus Kleingartenanlagen
i. S. d. Bundeskleingartengesetzes beträgt 6,05 EUR je der Klein-
gartenanlage angehörigen Parzelle und Kalenderjahr. Die Grund-
gebühr für die Abfallentsorgung aus Erholungsgrundstücken be-
trägt 12,11 EUR je Erholungsgrundstück und Kalenderjahr.

(2) Die Grundgebühr für die Abfallentsorgung aus anderen Her-
kunftsbereichen als privaten Haushalten beträgt 12,03 EUR je Ein-
wohnergleichwert (EGW) gem. Anhang und Kalenderjahr.

(3) Die Mengengebühr beträgt je Kalenderjahr:

Amtsblatt 17/2002 der Landeshauptstadt Potsdam   13

Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung 
der Landeshauptstadt Potsdam (Abfallgebührensatzung) vom 16.12.2002



Gefäßgröße: 60 l 80 l 120 l 240 l 1.100 l 10 m3 20 m3

jährliche Mengengebühr in EUR X 193,15 289,73 579,45 2.655,81 X XLeerung 3 x wöchentlich 

jährliche Mengengebühr in EUR 96,58 128,77 193,15 386,30 1.770,54 X XLeerung 2 x wöchentlich 

jährliche Mengengebühr in EUR 48,29 64,38 96,58 193,15 885,27 X Xwöchentliche Leerung 

jährliche Mengengebühr in EUR 24,14 32,19 48,29 96,58 442,64 X X14-tägliche Leerung

jährliche Mengengebühr in EUR X 16,10 X X X X Xvierwöchentliche Leerung 

jährliche Mengengebühr in EUR X X X X X 3.704,45 7.408,901 x monatliche Leerung 

jährliche Mengengebühr in EUR X X X X X 7.408,90 14.817,812 x monatliche Leerung 

jährliche Mengengebühr in EUR X X X X X 14.817,81 29.635,61  4 x monatliche Leerung 

14 Amtsblatt 17/2002 der Landeshauptstadt Potsdam

Zuzüglich zu den ausgewiesenen Mengengebühren wird für die
Pressmüllcontainer eine jährliche Mietgebühr erhoben:

Pressmüllcontainer mit einer 
Gefäßgröße von 10 m3 1.603,49 EUR
Pressmüllcontainer mit einer 
Gefäßgröße von 20 m3 2.565,59 EUR

Bei Nutzung von Pressmüllcontainern mit einer Gefäßgröße von
10 m3 oder 20 m3 sind für zusätzliche Entleerungen

eines Pressmüllcontainers mit einer 
Gefäßgröße von 10 m3 308,70 EUR / Entleerung 
eines Pressmüllcontainers mit einer 
Gefäßgröße von 20 m3 617,41 EUR / Entleerung

zu entrichten. Zusätzliche Entleerungen erfolgen auf Antrag.

Verkürzt die Stadt den vierwöchigen Entleerungsrhythmus in den
Sommermonaten aus hygienischen Gründen gem. § 19 Abs. 1
der Abfallentsorgungssatzung, sind je zusätzlicher Entleerung ei-
nes Abfallbehälters mit einer Gefäßgröße von 80 l 1,23 EUR zu
entrichten.

(4) Die Gebühr für die Entleerung befristet angemeldeter Abfallbe-
hälter bzw. Pressmüllcontainer bei zeitlich begrenzten Märkten,
Volksfesten und sonstigen öffentlichen Veranstaltungen beträgt für
die Entleerung eines Abfallbehälters

mit einer Gefäßgröße von 60 l  =    0,93 EUR / Entleerung,
mit einer Gefäßgröße von 80 l  =    1,23 EUR / Entleerung,
mit einer Gefäßgröße von 120 l  =    1,85 EUR / Entleerung,
mit einer Gefäßgröße von 240 l  =    3,70 EUR / Entleerung,
mit einer Gefäßgröße von 1.100 l  =  16,98 EUR / Entleerung.

Bei Nutzung von befristet angemeldeten Pressmüllcontainern sind
folgende Gebühren zu entrichten:

Entleerungs- Mietgebühr 
gebühr je je begonnener

Entleerung Woche (7 Tage)

Pressmüllcontainer 10m3 308,70 EUR 30,75 EUR

Pressmüllcontainer 20m3 617,41 EUR 49,21 EUR

(5) Die Gebühr für die Nutzung von Restabfallsäcke beträgt:
je Restabfallsack 1,23 EUR

(6) Die Wechselgebühr für die Veränderung der Abfallbehälterge-

stellung oder des Entleerungsrhythmus beträgt 12,80 EUR je An-
tragstellung. 

§ 4
Gebührenschuldner

(1) Gebührenschuldner ist, soweit nicht in den nachfolgenden Re-
gelungen abweichendes bestimmt ist, der Eigentümer des an die
Abfallentsorgung der Stadt angeschlossenen Grundstückes. Be-
steht an dem Grundstück ein Erbbaurecht, Wohnungs- oder Teilei-
gentum, ein Dauernutzungs- oder Dauerwohnrecht, Gebäudeei-
gentum i. S. d. Art. 233 § 4 Abs. 1 des Einführungsgesetzes zum
Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB) oder ein Nutzungsrecht i. S. d.
Art. 233 § 4 Abs. 2 EGBGB, so ist der jeweils Berechtigte abwei-
chend von Satz 1 Gebührenschuldner. Soweit der Grundstücks-
eigentümer nicht im Grundbuch eingetragen oder die Eigen-
tums- oder Berechtigungslage aus sonstigen Gründen ungeklärt
ist, ist derjenige Gebührenschuldner, der zum Zeitpunkt des Ent-
stehens der Gebührenpflicht Besitzer des betroffenen Grundstü-
ckes ist. 

(2) Befindet sich auf dem Grundstück eine Kleingartenanlage i. S. d.
Bundeskleingartengesetzes, ist abweichend von Abs. 1 die Klein-
gartenorganisation Gebührenschuldner, sofern diese rechtsfähig
und Zwischenpächter i. S. d. § 4 Abs. 2 Bundeskleingartengeset-
zes ist.

(3) Befindet sich auf dem Grundstück ein Erholungsgrundstück, so
ist abweichend von Abs. 1 der Mieter oder Pächter oder der auf-
grund eines ähnlichen Rechtsverhältnisses zur Nutzung des
Grundstückes Berechtigte Gebührenschuldner. Sofern das Grund-
stück nicht vermietet oder verpachtet ist, ist der Eigentümer Ge-
bührenschuldner. Der Eigentümer des Grundstückes ist verpflich-
tet, Auskunft über die Person des Mieters oder Pächters oder des
aufgrund eines ähnlichen Rechtsverhältnisses zur Nutzung des
Grundstückes Berechtigten zu geben. Kommt er dieser Pflicht
nicht spätestens innerhalb einer Frist von zwei Wochen nach Auf-
forderung nach, so ist der Eigentümer Gebührenschuldner. 

(4) Gebührenschuldner der Gebühr für die Nutzung von Restabfall-
säcken gem. § 1 Abs. 4 dieser Satzung ist der Erwerber. 

(5) Gebührenschuldner der Gebühr für die Entleerung befristet an-
gemeldeter Abfallbehälter bzw. Pressmüllcontainer gem. § 1
Abs. 3 dieser Satzung und der Veränderungsgebühr gem. § 1
Abs. 5 dieser Satzung ist derjenige, der die Aufstellung der befris-
tet angemeldeten Abfallbehälter bzw. den Behälterwechsel oder
die Veränderung des Entleerungsrhythmus beantragt hat.



(6) Mehrere Gebührenschuldner haften als Gesamtschuldner. 

§ 5
Entstehen, Fälligkeit und Erhebung der Gebühr

(1) Die Gebührenschuld für die Grundgebühr für die Abfallentsor-
gung aus privaten Haushaltungen und für die Abfallentsorgung
aus anderen Herkunftsbereichen einschließlich der Abfallentsor-
gung aus Kleingartenanlagen i. S. d. Bundeskleingartengesetzes
und Erholungsgrundstücken entsteht erstmalig mit Beginn des auf
das für das Grundstück erstmalige Bestehen des Anschluss- und
Benutzungszwanges gem. § 3 der Abfallentsorgungssatzung fol-
genden Quartals in Höhe von einem Viertel der Jahresgebühr für
jedes folgende Quartal des Kalenderjahres und danach jeweils
zum 01.01. des Kalenderjahres als Jahresgebühr. Der Bemessung
der Grundgebühr wird die Anzahl der auf dem Grundstück am
20.11. des Vorjahres nicht nur vorübergehend lebenden Personen
im Sinne des Brandenburgischen Meldegesetzes bzw. der am
20.11. des Vorjahres dem Grundstück zuzuordnenden Einwohner-
gleichwerte zugrundegelegt. Weicht die tatsächliche Anzahl der
auf einem Grundstück nicht nur vorübergehend lebenden Perso-
nen nachweislich von der im Melderegister zum 20.11. des vorher-
gehenden Kalenderjahres registrierten Personenzahl ab, wird die
tatsächliche Anzahl der Gebührenbemessung zugrundegelegt.
Der Nachweis der tatsächlichen Personenzahl ist in geeigneter
Weise durch den Gebührenschuldner zu erbringen.

Zur Festlegung der Zahl der dem Grundstück zuzuordnenden Ein-
wohnergleichwerte bzw. zur Festsetzung der Grundgebühr sind
der Stadt die hierfür wesentlichen Umstände, wie Art der Einrich-
tung, Anzahl der Beschäftigten, Dienstkräfte, Betten, Kinder, An-
zahl der Parzellen in Kleingartenanlagen etc. durch den Gebühren-
schuldner bis zum 20.11. des Jahres mitzuteilen. Befinden sich
auf einem Grundstück mehrere Unternehmen bzw. Einrichtungen,
so sind die o. g. Informationen jeweils getrennt anzugeben.

Die Grundgebühr für die Abfallentsorgung aus privaten Haushal-
tungen und aus anderen Herkunftsbereichen einschließlich der
Abfallentsorgung aus Kleingartenanlagen im Sinne des Bundes-
kleingartengesetzes und Erholungsgrundstücken wird durch Ge-
bührenbescheid festgesetzt und jeweils zu einem Viertel des Jah-
resbetrages am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11. des Jahres fäl-
lig. Geht der Gebührenbescheid erst nach dem Fälligkeitstermin
zu, wird der auf den jeweiligen bereits verstrichenen Fälligkeitster-
min entfallende Betrag einen Monat nach Bekanntgabe des Ge-
bührenbescheides fällig.

(2) Die Gebührenschuld für die Mengengebühr entsteht erstmalig
am 01. des auf die Aufstellung des Abfallbehälters folgenden Mo-
nats in Höhe von einem Zwölftel der Jahresgebühr für jeden auf
die Aufstellung folgenden Monat des Kalenderjahres und danach
jeweils zum 01.01. des Kalenderjahres als Jahresgebühr. Die Ge-
bühr wird durch Gebührenbescheid festgesetzt und jeweils zu ei-
nem Viertel des Jahresbetrages am 15.02., 15.05., 15.08. und
15.11. des Jahres fällig. Geht der Gebührenbescheid erst nach
dem Fälligkeitstermin zu, wird der auf den jeweiligen bereits ver-
strichenen Fälligkeitstermin entfallende Betrag einen Monat nach
Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 

Die Gebührenschuld für zusätzliche Entleerungen von Pressmüll-
containern sowie für zusätzliche Entleerungen auf Grund Verkür-
zung des vierwöchentlichen Entleerungsrhythmus in den Sommer-
monaten aus hygienischen Gründen gem. § 3 Abs. 3 entsteht mit
der Entleerung des Abfallbehälters und wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheides fällig.

(3) Die Gebühr für die Entleerung befristet angemeldeter Abfallbe-
hälter mit einer Gefäßgröße von 60 l, 80 l, 120 l, 240 l und 1.100 l
entsteht mit Aufstellung der Abfallbehälter in Höhe der Anzahl der
beantragten Entleerungen. Die Entleerungsgebühr und die Mietge-
bühr befristet angemeldeter Pressmüllcontainer mit einer Gefäß-
größe von 10 m3 oder 20 m3 entsteht mit Aufstellung der Press-
müllcontainer in Höhe der Anzahl der beantragten Entleerungen
und der beantragten Dauer der Aufstellung der Pressmüllcontai-
ner. Wird nach Aufstellung der Abfallbehälter oder der Pressmüll-

container die Standzeit verlängert oder werden weitere Entleerun-
gen beantragt, entsteht die Gebühr in Höhe der beantragten wei-
teren Entleerungen bzw. der beantragten weiteren Dauer der Auf-
stellung der Pressmüllcontainer mit Antragsstellung. Die Gebühr
für die Entleerung befristet angemeldeter Abfallbehälter bzw.
Pressmüllcontainer wird durch Gebührenbescheid festgesetzt und
einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig.

(4) Die Gebühr für die Restabfallsäcke entsteht bei Erwerb der
Restabfallsäcke und ist sofort an der Vertriebsstelle bar zu entrich-
ten. 

(5) Die Wechselgebühr entsteht mit Auswechseln der Abfallbehäl-
ter bzw. bei Veränderung des Entleerungsrhythmus mit Antragstel-
lung. Sie wird durch Gebühren festgesetzt und jeweils zu einem
Viertel des Jahresbetrages am 15.02., 15.05., 15.08. und 15.11.
des Jahres fällig. Geht der Gebührenbescheid erst nach dem Fäl-
ligkeitstermin zu, wird der den jeweiligen bereits verstrichenen Fäl-
ligkeitstermin entfallende Betrag einen Monat nach Bekanntgabe
des Gebührenbescheides fällig. 

(6) Der Gebührenbescheid kann mit einem anderen Abgabenbe-
scheid (Grundsteuer etc.) verbunden werden.

§ 6
Beendigung der Gebührenschuld, Veränderung 

der Bemessungsgrundlagen und Unterbrechung
der Gebührenschuld 

(1) Die Gebührenschuld für die Grundgebühr gem. § 3 Abs. 1 und
Abs. 2 dieser Satzung endet mit Ablauf des Quartals, in dem auch
der Anschluss- und Benutzungszwang für das Grundstück an die
Abfallentsorgung der Stadt Potsdam endet. Die Gebührenschuld
für die Mengengebühr gem. § 3 Abs. 3 dieser Satzung endet mit
Ablauf des Kalendermonats, in dem der Abfallbehälter abgeholt
wurde.

(2) Verändern sich die Bemessungsgrundlagen, insbesondere die
Anzahl der dem Grundstück zuzurechnenden Personen bzw. Ein-
wohnergleichwerte, die Anzahl der Parzellen in Kleingartenanlagen
oder die Anzahl, Größe oder der Entleerungsrhythmus der auf
dem Grundstück aufgestellten Abfallbehälter bzw. Pressmüllcon-
tainer während des Kalenderjahres, wird die Gebühr neu festge-
setzt. Die Veränderung der Anzahl der Personen bzw. Einwohner-
gleichwerte wird zu den Stichtagen 10.03., 10.06. und 10.09. des
Kalenderjahres ermittelt und ab Beginn des auf die Veränderung
folgenden Quartals berücksichtigt. Für jedes Quartal, für das die
Grundgebühr zu entrichten ist, ist ein Viertel der Jahresgebühr zu
entrichten. Die Veränderung der Anzahl, Größe oder des Entlee-
rungsrhythmus der aufgestellten Abfallbehälter wird ab dem 01.
des auf die Veränderung folgenden Kalendermonats berücksich-
tigt. Für jeden Monat, für den die Mengengebühr zu entrichten ist,
ist ein Zwölftel der Jahresgebühr zu entrichten. Zuviel gezahlte Ge-
bühren werden erstattet.

(3) Auf schriftlichen Antrag des Anschlusspflichtigen kann von der
Stadt eine Unterbrechung der Gebührenpflicht für die Mengenge-
bühr gewährt werden. Der Unterbrechungszeitraum muss mindes-
tens drei Monate betragen und ist auf maximal 12 Monate begrenzt. 

Der Anschlusspflichtige hat einen geeigneten Nachweis zu erbrin-
gen, dass die der Mengengebühr zugrundeliegenden Leistungen
während der Zeit, für die die Unterbrechung der Gebührenpflicht
beantragt wird, nicht in Anspruch genommen werden. Der Antrag
ist zwei Monate vor Beginn der Unterbrechung bei der Stadt ein-
zureichen.

(4) Tritt ein Eigentumswechsel ein, so ist der neue Eigentümer von
Beginn des Monats an gebührenpflichtig, der dem Monat der
Rechtsänderung folgt. 

§ 7
Auskunftspflicht

Die Anschlusspflichtigen sowie die Abfallbesitzer und -erzeuger
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sind verpflichtet, gegenüber der Stadt Auskunft über alle die Ge-
bührenpflicht betreffenden Umstände zu geben. Grundstücksei-
gentümer sind insbesondere verpflichtet, Auskunft über die Zahl
der auf dem Grundstück lebenden Personen zu geben. Gewer-
betreibende etc. sind z. B. verpflichtet, zur Festsetzung der je-
weiligen Einwohnergleichwerte Auskunft über die Zahl der Mitar-
beiter und die Art des Beschäftigungsverhältnisses zu geben.
Bei Kleingartenanlagen ist die jeweilige Kleingartenorganisation
insbesondere verpflichtet, Auskunft über die Zahl der Parzellen
zu geben. Bei Erholungsgrundstücken ist der Grundstückseigen-
tümer verpflichtet, Auskunft über die Person des Nutzers zu ge-
ben.

§ 8
In-Kraft-Treten, Außer-Kraft-Treten

(1) Diese Satzung tritt ab 01.01.2003 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung vom 13. Dezember 2001 (Amtsblatt
für die Landeshauptstadt Potsdam, Nr. 14/2001, S. 8) außer Kraft.

Potsdam, den 16.12.2002

Birgit Müller Jann Jakobs
Vorsitzende der Oberbürgermeister
Stadtverordnetenversammlung
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Anhang zur Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Abfallentsorgung der Landeshauptstadt Potsdam 
(Abfallgebührensatzung) vom 16.12. 2002

Bemessungsgrundlage für die Einwohnergleichwerte (EGW)

Für die Bemessung der Grundgebühr sind folgende Einwohnergleichwerte (EGW) zugrundezulegen:

Öffentliche Einrichtungen, Gewerbe, Industrie, Handwerk,
Geldinstitute, Versicherungen, Verbände sowie Handelsvertreter 
und Freiberufliche, Imbissstände, Gaststätten, ortsansässige 
Baubetriebe sowie nachfolgend nicht erfasste Einrichtungen je auf dem Grundstück Beschäftigter 1,0 EGW

Kasernen, militärische Einrichtung o. ä. je Dienstkraft 1,0 EGW

Krankenhäuser, Sanatorien, Alten-, Kinder- und je Bett 1,0 EGW
Jugendheime o. ä.

Schulen und Kindertagesstätten je 10 Kinder 1,0 EGW

Hotels, Pensionen und sonstige je Übernachtungsmöglichkeit 0,5 EGW
Beherbergungsunternehmen

Campingplätze/Zeltplätze je Stellplatz 0,1 EGW

Als Beschäftigte gelten alle in einem Betrieb bzw. in einer Einrichtung tätigen Arbeitnehmer, Beamte, Wehrpflichtige, Betriebsinhaber, mit-
helfende Familienangehörige, Auszubildende etc.. Besteht nur eine Teilzeitbeschäftigung, wird der jeweils anzusetzende Einwohner-
gleichwert entsprechend herabgesetzt.

Für die Bemessung der Grundgebühr für Kleingartenanlagen und Erholungsgrundstücke wird die Grundgebühr eines 1-Personenhaus-
haltes zugrunde gelegt.

Kleingartenanlagen je Parzelle 0,25 EW

Erholungsgrundstücke je Grundstück 0,50 EW

Straßenreinigungssatzung der Landeshauptstadt Potsdam vom 19.12.2002
Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Pots-
dam hat in ihrer Sitzung am 18.12.2002 auf Grund der §§ 5, 15
der Gemeindeordnung für das Land Brandenburg in der Neufas-
sung vom 10.10.2001 (GVBI. I S. 154), zuletzt geändert durch Ge-
setz vom 18.12.2001 (GVBI. I S. 298) und des § 49 a des Bran-
denburgischen Straßengesetzes (BbgStrG) in der Neufassung
vom 10.06.1999 (GVBI.I S. 211), folgende Satzung beschlossen:

§ 1 Grundsätze

(1) Die Stadt Potsdam ist zur Reinigung der dem öffentlichen Ver-
kehr gewidmeten Straßen, Wege und Plätze (öffentliche Straßen)
innerhalb der geschlossenen Ortslagen der Stadt Potsdam ein-
schließlich der Ortsdurchfahrten der Bundes und Landesstraßen
verpflichtet. Die Stadt Potsdam betreibt die Straßenreinigung als
öffentliche Einrichtung. Es besteht Anschluss und Benutzungs-
zwang, soweit die Reinigung nicht gemäß §§ 2 und 3 den Anlie-
gern übertragen wird.

(2) Die Reinigungspflicht umfasst die Reinigung der Fahrbahnen,
Geh- und Radwege einschließlich der jeweils dazugehörenden
Randstreifen zwischen Fahrbahn, Radweg, Gehweg oder Grund-

stücksgrenze. Randstreifen sind Nebenflächen zwischen Fahr-
bahn und Grundstücksgrenze insbesondere Straßenbegleitgrün
(Rasenflächen oder anderer Pflanzenwuchs) sowie unbefestigte
oder befestigte Flächen.

(3) Die Pflicht zur Reinigung der Fahrbahnen erstreckt sich auch
auf selbständige Geh- und Radwege mit erkennbarer Absetzung
von der Fahrbahn sowie auf Parkbuchten, Parkplätze, Parkstrei-
fen, Haltebuchten und Sicherheitsstreifen.
Gehwege sind Straßenteile, die von der Fahrbahn deutlich abge-
grenzt und äußerlich erkennbar für den Fußgängerverkehr be-
stimmt sind. Die Pflicht zur Reinigung der Gehwege erstreckt sich
auch auf Radwege, die mit einem Gehweg auf einer einheitlichen
Verkehrsfläche eingerichtet und lediglich durch Farbmarkierungen
oder eine sonstige Gestaltung der Fläche gekennzeichnet sind
und ohne bauliche Abgrenzung zum Gehweg verlaufen.
Soweit in verkehrsberuhigten und sonstigen Bereichen Gehwege
nicht vorhanden sind, gilt ein Streifen von jeweils bis zu 1,5 Meter
Breite entlang der Grundstücksgrenze als Gehweg.

(4) Zur Reinigung gehört auch der Winterdienst. Dieser umfasst die
Verpflichtung, Fahrbahnen, Geh- und Radwege vom Schnee zu



räumen und bei Glätte zu streuen. Für den Winterdienst besteht
Anschluss und Benutzungszwang nur innerhalb der im § 4 in Ab-
satz 1 dargestellten Bereiche und in dem dort festgelegten Um-
fang.

§ 2 Übertragung der Reinigungspflicht

(1) Die Reinigung der im Straßenverzeichnis (Anlage) aufgeführten
öffentlichen Straßen wird in dem in den §§ 3 und 4 festgelegten
Umfang den Eigentümern der durch diese erschlossenen Grund-
stücke auferlegt. Die nach Satz 1 Verpflichteten sind Anlieger im
Sinne dieser Satzung. Dabei sind Anlieger sowohl Vorderlieger, de-
ren Grundstücke an öffentliche Straßen angrenzen, als auch
Hinterlieger, deren Grundstücke sonst im Sinne des Absatzes 3 er-
schlossen werden. 
Sind die Anlieger beider Straßenseiten reinigungspflichtig, er-
streckt sich die Reinigung jeweils bis zur Straßenmitte.
Die Übertragung der Reinigungspflicht auf die Anlieger erstreckt
sich auf alle an öffentliche Straßen grenzende Grundstücksseiten
bzw. -flächen.
Die Anlage mit dem Straßenverzeichnis ist Bestandteil dieser Sat-
zung. Straßenumbenennungen haben keinen Einfluss auf die Rei-
nigungspflicht.

(2) Grundstück im Sinne dieser Satzung ist das Buchgrundstück
im Sinne der Grundbuchordnung.

(3) Erschlossen ist ein Grundstück, wenn es rechtlich und tatsäch-
lich eine Zufahrtsmöglichkeit für Fahrzeuge oder eine fußläufige
Zugangsmöglichkeit zur Straße hat und dadurch eine innerhalb
geschlossener Ortslagen übliche und sinnvolle wirtschaftliche
Grundstücksnutzung ermöglicht wird.

(4) Besteht für das Grundstück ein Erbbaurecht oder ein Nut-
zungsrecht für die in § 9 des Sachenrechtsbereinigungsgesetzes
genannten natürlichen oder juristischen Personen des privaten
oder öffentlichen Rechts, so tritt an die Stelle des Grundstückseig-
entümers der Erbbauberechtigte oder der Nutzungsberechtigte.
Bei ungeklärten Eigentumsverhältnissen nimmt der Besitzer die
Pflichten des Eigentümers wahr.

§ 3 Art und Umfang der Reinigung

(1) Die zu reinigenden öffentlichen Straßen sind im Straßenver-
zeichnis aufgeführt und in Reinigungsklassen (RK) eingeteilt.

(2) Die Reinigung erfolgt in den Reinigungsklassen wie folgt:

RK 1/03: Hauptbahnhof (Südseite): Fahrbahnen, Parkflächen,
Gehwege und übrigen Flächen gem. § 1 wöchentlich 
6 x – Mischreinigung durch die Stadt
Übrige Flächen gemäß § 1 (außer Südseite): Reinigung
durch die Anlieger

RK 1K/03: Brandenburger Straße: Fahrbahn (innerhalb der Flucht-
linie der Straßenbeleuchtung) wöchentlich 6 mal – ma-
schinelle Reinigung durch die Stadt
Übrige Flächen gemäß § 1: Reinigung durch die Anlie-
ger

RK 2/03:  Fahrbahnen und Parkflächen wöchentlich 2 mal –
Mischreinigung durch die Stadt
Übrige Flächen gemäß § 1: Reinigung durch die Anlie-
ger

RK 2K/03: Fahrbahnen wöchentlich 2 mal – maschinelle Reini-
gung durch die Stadt
Übrige Flächen gemäß § 1: Reinigung durch die Anlie-
ger

RK 3/03: Fahrbahnen und Parkflächen wöchentlich 1 mal –
Mischreinigung durch die Stadt
Übrige Flächen gemäß § 1: Reinigung durch die Anlieger

RK 3K/03: Fahrbahnen wöchentlich 1 mal – maschinelle Reini-
gung durch die Stadt

Übrige Flächen gemäß § 1: Reinigung durch die Anlie-
ger

RK 4/03:  Fahrbahnen und Parkflächen – 14tägig 1 mal – Misch-
reinigung durch die Stadt
Übrige Flächen gemäß § 1: Reinigung durch die Anlie-
ger

RK 4K/03: Fahrbahnen 14tägig 1 mal – maschinelle Reinigung
durch die Stadt
Übrige Flächen gemäß § 1: Reinigung durch die Anlie-
ger

RK 5/03:  Fahrbahnen und Parkflächen monatlich 1 mal – Misch-
reinigung durch die Stadt
Übrige Flächen gemäß § 1: Reinigung durch die Anlie-
ger

RK 5K/03: Fahrbahnen monatlich 1 mal – maschinelle Reinigung
durch die Stadt
Übrige Flächen gemäß § 1: Reinigung durch die Anlieger

RK 6/03: Reinigung der Fahrbahnen, Parkflächen und übrigen
Flächen gemäß § 1 durch die Anlieger

An Sonn- und Feiertagen besteht die Reinigungspflicht i.S.d. § 1
Absatz 2 nicht.

(3) Zur Reinigung gehört die Beseitigung von Schmutz, Glas, Laub
und sonstigen Verunreinigungen jeder Art sowie auf Gehwegen
auch die Beseitigung von Gras und Pflanzenwuchs; dabei ist die
Anwendung von Herbiziden nicht erlaubt. Belästigende Staubent-
wicklung ist zu vermeiden; die Ablagerung von Kehricht und son-
stigem Unrat in Straßenrinnen, Straßenabläufe und Gräben ist ver-
boten. Für die gemäß § 2, Absatz 1 an Anlieger übertragene Reini-
gungspflicht gilt, dass der anfallende Kehricht oder sonstige Unrat
durch die Anlieger selbst zu beseitigen ist. Alle bei der Reinigung
anfallenden Stoffe sind sofort zu entfernen oder einer Verwertung
zuzuführen.
Anfallendes Laub von Bäumen im öffentlichen Straßenraum wird
im Auftrag der Stadt entsorgt. Es ist durch die Anlieger auf Haufen
zu setzen. Eine Behinderung des Verkehrs ist zu vermeiden. Laub
von Grundstücken darf nicht auf den Gehweg oder die Fahrbahn
verbracht werden.

(4) Die nach anderen Rechtsvorschriften bestehende Verpflichtung
des Verursachers, außergewöhnliche Verunreinigungen unverzüg-
lich zu beseitigen, bleibt unberührt.

§ 4 Art und Umfang des Winterdienstes nach § 1 Absatz 4

(1) Leistungen des Winterdienstes bei Schnee- und Eisglätte im
Auftrage der Stadt werden auf Fahrbahnen und Radwegen eines
ausgewählten Straßennetzes, entsprechend gekennzeichnet in
der Anlage, ausgeführt. Eine winterdienstliche Betreuung von Geh-
wegen durch die Stadt erfolgt nur in der Reinigungsklasse 1/03 –
Hauptbahnhof (Südseite).

Die Stadt streut und räumt, entsprechend bestätigter Streu- und
Räumpläne auf folgenden Fahrbahnen oder Verkehrsflächen:

– Ortslage von Bundesstraßen
– Ortslage von Landesstraßen
– verkehrswichtige Stadtstraßen (Sammelstraßen in Wohngebie-

ten, Gefällestrecken)
– Straßen für den ÖPNV
– ausgewählte Radwege
– Fußgängerüberwege
– ausgewählte Treppen- und Rampenanlagen

(2) Bei Eis und Schneeglätte sind öffentliche Straßen und Ver-
kehrsflächen zu bestreuen und gegebenenfalls vorher zu beräu-
men. Abstumpfende Mittel sind vorrangig vor auftauenden Mitteln
einzusetzen.

(3) Die Gehwege sind in einer Breite von 1,5 Metern von Schnee
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freizuhalten. Bei Fahrbahnen, die nicht über einen separaten Geh-
weg verfügen, ist ebenfalls zur bebauten Fahrbahnseite hin ein
Streifen in einer Breite von 1,5 Metern von Schnee freizuhalten.
Auf Gehwegen und den vorgenannten Seitenstreifen von Fahrbah-
nen ist bei Eis- und Schneeglätte zu streuen, wobei die Verwen-
dung von Salz oder sonstigen auftauenden Mitteln grundsätzlich
verboten ist; das gilt nicht

a) in besonderen klimatischen Ausnahmefällen (z. B. Eisregen), in
denen durch Einsatz von abstumpfenden Mitteln keine hinrei-
chende Streuwirkung zu erzielen ist,

b) an besonders gefährlichen Stellen der Gehwege und vorge-
nannten Seitenstreifen von Fahrbahnen, wie z. B. Treppen,
Rampen, Brückenauf- oder -abgängen, starken Gefälle bzw.
Steigungsstrecken. Baumscheiben und begrünte Flächen dür-
fen nicht mit Salz oder sonstigen auftauenden Mitteln bestreut
werden. Auch ist es unzulässig, mit Salz oder auftauenden
Mitteln durchsetzten Schnee auf Baumscheiben oder begrün-
ten Flächen abzulagern.

(4) Täglich sind in der Zeit von 6.00 bis 20.00 Uhr gefallener
Schnee und entstandene Glätte unverzüglich zu beseitigen. Eine
Verpflichtung zum Streuen ist nicht gegeben, solange das Streuen
wegen anhaltendem starken Schneefall keine nachhaltige Siche-
rungswirkung erzielt. Zu wiederholen sind Streumaßnahmen
innerhalb des zuvor genannten Zeitraumes dann, wenn das Streu-
gut seine Wirkung durch Witterungsverhältnisse verloren hat..
Nach 20.00 Uhr gefallener Schnee und entstandene Glätte sind
bis 6.00 Uhr des folgenden Tages zu beseitigen. 

(5) An Haltestellen für öffentliche Verkehrsmittel oder für Schulbus-
se müssen die Gehwege und vorgenannten Seitenstreifen von
Fahrbahnen so von Schnee freigehalten und bei Glätte bestreut
werden, dass ein gefahrloser Zu- und Abgang für die Fahrgäste
gewährleistet ist. Eine Verpflichtung zum Streuen ist nicht gege-
ben, solange das Streuen wegen anhaltendem starken Schneefall
keine nachhaltige Sicherungswirkung erzielt. Zu wiederholen sind
Streumaßnahmen  innerhalb des zuvor genannten Zeitraumes
dann, wenn das Streugut seine Wirkung durch Witterungsverhält-
nisse verloren hat.

(6) Der Schnee ist auf dem an die Fahrbahn grenzenden Teil des
Gehweges oder wo dies nicht möglich ist  auf dem Fahrbahnrand
so zu lagern, dass der Fußgänger und Fahrverkehr hierdurch nicht
mehr als unvermeidbar gefährdet oder behindert wird. Die Einläufe
in Entwässerungsanlagen und die Hydranten sind von Eis und
Schnee freizuhalten. Schnee und Eis von Grundstücken dürfen
nicht auf den Gehweg oder die Fahrbahn verbracht werden.

(7) Auf Straßen, welche in der Anlage zur Straßenreinigungssat-
zung keine Kennzeichnung zum Winterdienst haben, wird der
Winterdienst durch die Anlieger nach Maßgabe der Absätze 2 bis
6 durchgeführt.

§ 5 Benutzungsgebühren

Die Stadt erhebt für die von ihr durchgeführte Reinigung der öf-
fentlichen Straßen Benutzungsgebühren nach der Straßenreini-
gungsgebührensatzung der Landeshauptstadt Potsdam in der je-
weils gültigen Fassung für alle gemäß § 2 Absatz 3 erschlossenen
Grundstücke. 

§ 6 Befreiung vom Anschluss und Benutzungszwang

(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss und zur Benutzung kann
der Anlieger auf Antrag befreit werden, wenn der Anschluss und
die Benutzung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichti-
gung der Erfordernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar sind. Ei-

ne rückwirkende Befreiung  vom Anschluss- und Benutzungs-
zwang ist nicht zulässig.
Der Antrag ist unter Angabe der Gründe schriftlich bei der Landes-
hauptstadt Potsdam einzureichen.

(2) Anlieger, die gemäß § 1 Absatz 1 Satz 3, Absatz 4 Satz 3 
i. V. m. §§ 3 und 4 dieser Satzung dem Anschluss- und Benut-
zungszwang für die Straßenreinigung unterliegen, aber ihre bishe-
rige Reinigungsverpflichtung einem Dritten übertragen haben,
können auf Antrag bis zum Ablauf der Vertragsdauer vom An-
schluss und Benutzungszwang befreit werden. Der Antrag ist un-
ter Vorlage des Vertrages schriftlich bei der Landeshauptstadt
Potsdam einzureichen.

§ 7 Drittbeauftragung

Auf Antrag des Anliegers kann ein Dritter durch schriftliche Erklä-
rung gegenüber der Stadt mit deren Zustimmung gegenüber dem
Antragsteller die Reinigungspflicht an seiner Stelle übernehmen,
wenn die ordnungsgemäße Reinigung gesichert ist und eine aus-
reichende Haftpflichtversicherung des Dritten nachgewiesen wird.
Die Zustimmung ist jederzeit widerruflich und nur solange wirk-
sam, wie die Haftpflichtversicherung besteht. Die Zustimmung
kann befristet und unter Bedingungen und Auflagen erteilt werden.

§ 8 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 1 Absatz 2 Satz 1 in Verbindung mit § 3 

seinen Reinigungsverpflichtungen nicht nachkommt,

2. entgegen § 1 Absatz 4 in Verbindung mit § 4 

seinen Winterdienstverpflichtungen nicht nachkommt,

3. entgegen § 3 Absatz 3 Satz 2 

Kehricht oder sonstigen Unrat in Straßenrinnen, Straßenabläu-
fen oder Gräben ablagert,

4. entgegen § 3 Absatz 3 Satz 8 

Laub von Grundstücken auf die Fahrbahn oder den Gehweg
verbringt

5. entgegen § 4 Absatz 6 Satz 3 

Schnee und Eis von Grundstücken auf die Fahrbahn oder den
Gehweg verbringt.

(2) Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße in Höhe von
5,00 EURO bis 1000,00 EURO geahndet werden.

§ 9 Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 01.01.2003 in Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Straßenreinigungssatzung der Landes-
hauptstadt Potsdam vom 22.11.2001 und ihre erste Änderung
vom 24.07.2002 außer Kraft.

Potsdam, den 19.12.2002

Birgit Müller Jann Jakobs
Vorsitzende der Oberbürgermeister
Stadtverordnetenversammlung
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36 Amtsblatt 17/2002 der Landeshauptstadt Potsdam

Beschluss der 60. öffentlichen Sitzung der Stadtverordnetenversammlung
der Landeshauptstadt Potsdam am 18.12.2002

Aufhebung und Neufassung der Straßenreinigungsgebüh-
rensatzung der Landeshauptstadt Potsdam vom 22.11.2001
und der Ersten Satzung vom 24.07.2002 zur Änderung der
Straßenreinigungsgebührensatzung der Landeshauptstadt
Potsdam vom 22.11.2002
Vorlage: 02/SVV/0966

Die Straßenreinigungsgebührensatzung der Landeshauptstadt
Potsdam vom 22.11.2001 (Amtsblatt für die Landeshauptstadt
Potsdam Nr. 13/2001, Seite 50), geändert durch Satzung 

vom 24.07.2002 (Amtsblatt für die Landeshauptstadt Potsdam 
Nr. 09/2002, Seite 9) wird mit Beschlussfassung und Bekanntma-
chung einer neuen, für das Jahr 2003 in Kraft zu setzenden Ge-
bührensatzung aufgehoben. 

An ihre Stelle tritt dann mit Rückwirkung ab 01.01.2003 eine neue
Straßenreinigungsgebührensatzung, die der Stadtverordnetenver-
sammlung zur Beschlussfassung im Januar 2003 vorgelegt wird
und mit der die Gebühren an die tatsächlichen Verhältnisse ange-
passt werden.

Öffnungszeiten der Schadstoffsammelstelle zwischen den Feiertagen

Die Schadstoffsammelstelle der Stadtentsorgung Potsdam GmbH,
Neuendorfer Anger 9 hat am 24.12. und 31.12.02 nur von 8.00 –
13.00 Uhr geöffnet.

ENDE DES AMTLICHEN TEILS


